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Hinweise: 

1. Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird in dieser Bachelorarbeit das generische Maskuli-

num verwendet. Die verwendeten Personenbezeichnungen beziehen sich – sofern nicht anders 

kenntlich gemacht – auf alle Geschlechter. 

2. Wenn in dieser Arbeit „Bedienstete“ genannt werden, so sind grundsätzlich Beamte sowie An-

gestellte innerhalb des öffentlichen Dienstes gemeint. Sollte es Unterschiede zwischen diesen 

beiden Gruppen geben, so werden diese explizit genannt. 

3. Wenn von „Rente“ bzw. „Renteneintritt“ gesprochen wird, so werden Beamte, ungeachtet der 

Begrifflichkeit, grundsätzlich mitgemeint. Auf Unterschiede wird explizit hingewiesen.  
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1 Einleitung 

„Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner 

Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder politi-

schen Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt werden. Niemand darf wegen seiner 

Behinderung benachteiligt werden“1 – das grundgesetzlich normierte Verbot der Diskri-

minierung; doch ein Bezug auf das Alter fehlt.  

Ist Altersdiskriminierung in Deutschland demzufolge ein Thema, das keinerlei rechtlicher 

Regelung bedarf, wenn es der Gesetzgeber bei solch einer klaren Aufzählung im Grund-

gesetz außer Acht lässt? Ganz im Gegenteil, Altersdiskriminierung spielt sehr wohl recht-

lich sowie vor allem gesellschaftlich eine Rolle, denn Altersdiskriminierung ist „eine der 

am stärksten institutionalisierten Formen von Diskriminierung.“2 

2021 veröffentlichte die Weltgesundheitsorganisation WHO einen globalen Bericht über 

Altersdiskriminierung, den „Global report on ageism“. In einer breit angelegten Befra-

gung der WHO berichtete ein Drittel der befragten Personen über 65 Jahre in 28 euro-

päischen Ländern, dass sie bereits Opfer von Altersdiskriminierung geworden seien.3 

Natürlich muss hierbei unterschieden werden zwischen der einerseits subjektiv wahrge-

nommenen Altersdiskriminierung, auf welcher der Bericht fußt, und andererseits der tat-

sächlichen, rechtlichen Altersdiskriminierung. Dennoch zeigt dieses Ergebnis, dass es 

gesellschaftlich weit verbreitete, strukturelle Diskriminierung zu geben scheint. Der Be-

richt bringt allerdings ebenso Vorschläge, wie man dem entgegenwirken könne, sowohl 

als Zivilgesellschaft, als auch als Staat. Einer der Vorschläge lautet wie folgt: „Priority 

should be given to the three strategies supported by the best evidence: enacting policies 

and laws, and implementing educational and intergenerational contact interventions.“4 

Es wird aus staatlicher Sicht demnach als förderlich erachtet, Richtlinien und Gesetze 

zu erlassen. 

Bereits im Jahr 2000, vor nunmehr über 22 Jahren, trat die „Richtlinie 2000/78/EG zur 

Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in 

Beschäftigung und Beruf“, auch Gleichbehandlungsrahmenrichtlinie genannt, der Euro-

päischen Union in Kraft.5 Das von der EU offensichtlich festgestellte Erfordernis der eu-

ropaweiten Regelung per Richtlinie deutet den Stellenwert des Diskriminierungsverbotes 

im rechtlichen Kontext an. Auch die Verankerung des Gleichheitsgrundsatzes im Grund-

gesetz6 ist Beleg dafür. Die an alle Mitgliedsstaaten, mithin auch Deutschland, gerichtete 

                                                
1 Art. 3 Abs. 3 GG. 
2 Voss; Rothermund 2019: Altersdiskriminierung in institutionellen Kontexten, S. 512. 
3 Vgl. World Health Organization 2021: Global report on ageism, S. 34 [Zugriff am 03.02.2023]. 
4 Ebd., S. XVII. 
5 Vgl. Art. 20 Richtlinie 2000/78/EG i.V.m. ABl. L 303 S. 16 vom 02.12.2000. 
6 Vgl. Art. 3 GG. 



2 

Richtlinie gilt zwar nicht unmittelbar,7 wurde allerdings über das Allgemeine Gleichbe-

handlungsgesetz umgesetzt, welches im Jahre 2006 in Kraft trat.8 Die Diskriminierung 

wegen des Alters wurde jeweils explizit von Richtlinie als auch nationalem Gesetz be-

dacht.9 Auch Art. 21 Abs. 1 der Grundrechtecharta der Europäischen Union, welche 

2009 in Kraft trat,10 nahm das Alter später auf. Hierin liegt demnach bereits ein Grund, 

dass das Alter bis heute keine Erwähnung im Grundgesetz findet, denn das Recht der 

Europäischen Union steht in der Normenhierarchie über der nationalen Verfassung.11  

Aufgrund des hohen Stellenwertes des Diskriminierungsverbotes, ist es essenziell, dass 

der Staat eine Vorbildfunktion einnimmt. Da der Staat selbst als Arbeitgeber in nicht zu 

vernachlässigendem Umfang auftritt, sollte er diese Vorbildfunktion in aller gebotenen 

Ernsthaftigkeit erfüllen. Deshalb bietet es sich an, die Regelungen für die Bediensteten 

des Staates und seiner Körperschaften einer kritischen Überprüfung zu unterziehen. Die 

automatische Beendigung des Arbeitsverhältnisses im öffentlichen Dienst bei Erreichen 

der Regelaltersgrenze erregt hierbei die Aufmerksamkeit und wird deshalb im ersten Teil 

dieser Arbeit genauer untersucht, auch um zu zeigen, dass es derzeit im Regelfall keinen 

Anspruch auf Weiterbeschäftigung gibt. Vor allem aber sollen die Regelungen auf po-

tenzielle Altersdiskriminierung überprüft werden. Die Bediensteten im öffentlichen Dienst 

unterliegen entweder den geltenden beamtenrechtlichen Bestimmungen oder oft tarif-

vertraglichen Vereinbarungen. Diese werden in dieser Arbeit als Grundlage zur Unter-

suchung genutzt. Sind die aktuellen Rentenregelungen im öffentlichen Dienst als Diskri-

minierung zu klassifizieren? Zur Beantwortung dieser Frage wird auch einschlägige eu-

ropäische Rechtsprechung herangezogen. Sind die Regelungen auch europarechtlich 

zulässig? 

Neben der Überprüfung der Rechtmäßigkeit der aktuellen Rentenregelung, ist es das 

Ziel im zweiten Teil dieser Arbeit zu klären, ob dem Gesetzgeber (für Beamte) bzw. den 

Tarifparteien (für Tarifangestellte) ein Recht auf Weiterbeschäftigung für Bedienstete 

des öffentlichen Dienstes vorgeschlagen werden sollte.  

Denn wie bereits dargestellt, sieht die WHO dieses Mittel der gesetzlichen Regelung als 

mögliche Strategie gegen Altersdiskriminierung an.12 Selbst wenn keine Diskriminierung 

wegen des Alters vorliegt, so könnte der Vorschlag eines Weiterbeschäftigungsrechts 

gegebenenfalls aus aktuellem Anlass geboten sein. Vor allem bezogen auf den aktuell 

                                                
7 Vgl. Art. 288 Abs. 3 AEUV. 
8 Vgl. Berghahn et al. 2016: Evaluation des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes, S. 13 [Zugriff am 
03.02.2023]. 
9 Vgl. Art. 1, 6 Richtlinie 2000/78/EG; vgl. §§ 1, 10 AGG. 
10 Vgl. Schmahl 2022: Recherche und Auswertung der Rechtsprechung des EuGH und des EGMR, S. 19 
[Zugriff am 03.02.2023]. 
11 Vgl. Alpmann; Brockhaus 2004: Fachlexikon Recht, S. 938 f. 
12 Vgl. World Health Organization 2021: Global report on ageism, S. XVII [Zugriff am 03.02.2023]. 
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vorherrschenden Fachkräftemangel, der auch den öffentlichen Dienst betrifft,13 stellt sich 

die Frage, weshalb ein Bediensteter auf die Mitwirkung seines Arbeitgebers bzw. seines 

Dienstherrn angewiesen sein soll, wenn er eine weitergehende Beschäftigung wünscht.  

Das im Jahre 2016 verabschiedete Gesetz zur Flexibilisierung des Übergangs vom Er-

werbsleben in den Ruhestand und zur Stärkung von Prävention und Rehabilitation im 

Erwerbsleben, welches weitreichende Änderungen der Sozialgesetzbücher beinhaltete, 

soll, wie bereits aus dem Namen ersichtlich wird, den Übergang in den Ruhestand fle-

xibler gestalten.14 Der Gesetzgeber hat die Flexibilität in diesem Lebensabschnitt dem-

nach als förderbedürftig angesehen. Ein Recht auf Weiterbeschäftigung ist folglich nicht 

fernab jeglichen politischen Willens und doch ist zu klären, inwieweit dieses Recht Aus-

wirkungen auf andere Bereiche hätte.  

Zusätzlich stellt sich die Frage nach der praktischen Relevanz dieses Themas. Es soll 

daher ebenfalls untersucht werden, inwieweit Behörden mit der Problematik konfrontiert 

sind. 

Diese Arbeit bemüht sich deshalb um eine Abwägung von Pro- und Kontra-Argumenten 

unter fiskalischen, demografischen, rechtlichen sowie organisationalen Gesichtspunk-

ten. Letztendlich soll ein Handlungsvorschlag für den Gesetzgeber und die Tarifparteien, 

ob ein Recht auf Weiterbeschäftigung eingeführt werden sollte, als Ergebnis der Abwä-

gung stehen. Sind andere Regelungen womöglich zielführender? 

Die Thematik betrifft den gesamten Arbeitsmarkt, dennoch wird in dieser Arbeit mit Blick 

auf den Umfang nur Bezug auf die öffentliche Verwaltung genommen. In anderen Berei-

chen existieren weitere Variablen, wie zum Beispiel die physische Leistungsfähigkeit von 

Arbeitnehmern, die bei Bürotätigkeiten allerdings weniger Beachtung erfahren muss.  

  

                                                
13 Vgl. Bernnat et al. 2022: Fachkräftemangel im öffentlichen Sektor, S. 5 f. [Zugriff am 03.02.2023]. 
14 Vgl. BGBl. 2016 I S. 2838 ff. 
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2 Einordnung des Verbotes der Diskriminierung wegen des 
Alters 

Das Verbot der Diskriminierung wegen des Alters wird im Folgenden zum Zwecke der 

Einordnung definierend sowie rechtlich beschrieben, damit im weiteren Verlauf der Ar-

beit darauf Bezug genommen werden kann. 

2.1 Definition Altersdiskriminierung 

Da der Begriff Grundlage für die folgenden Kapitel ist, ist zu erörtern, was Altersdiskri-

minierung in definitorischer Hinsicht bedeuten soll. 

Die WHO definiert Altersdiskriminierung (englisch: ageism) in ihrem, in der Einleitung 

dieser Arbeit zitierten, Bericht wie folgt: „Ageism refers to the stereotypes (how we think), 

prejudice (how we feel) and discrimination (how we act) directed towards others or one-

self based on age.”15 

Es werden nach dieser Definition folglich drei Dimensionen umfasst: Gedanken, Gefühle 

und Handlungen. Mit Blick auf die Schwerpunktsetzung dieser Arbeit werden die Dimen-

sionen Gedanken und Gefühle bewusst nicht thematisiert und es wird nur Bezug auf die 

Handlungen (vor allem die des Staates16 als Institution, nicht die natürlicher Personen) 

genommen. Dies betrifft vor allem Rechtsnormen, also Gesetze, Verordnungen, Tarif-

verträge etc. sowie Rechtsprechung. 

In rechtlicher Hinsicht können Legaldefinitionen Begriffe innerhalb eines abgegrenzten 

Rechtsbereiches bestimmen.17 Eine Legaldefinition des Begriffes der Diskriminierung 

wegen des Alters führt die Gleichbehandlungsrahmenrichtlinie nicht aus,18 allerdings 

werden regelmäßig vier Elemente zur Definition herangezogen: „(1) Ungleichbehand-

lung von Gleichem oder Gleichbehandlung von Ungleichem, (2) Abwesenheit legitimer 

Gründe, (3) Mangel an objektiver und verhältnismäßiger Rechtfertigung und (4) Anknüp-

fung an ein verpöntes Unterscheidungsmerkmal, im Bereich der Altersdiskriminierung 

also an das Merkmal ‚Alter‘.“19 Die Richtlinie nutzt diese Elemente in Art. 2. Es wird in 

mittelbare und unmittelbare Diskriminierung unterschieden. Die Definitionen sind aller-

dings nur für ebenjenen Gültigkeitsbereich der Richtlinie, nämlich den von Beschäftigung 

und Beruf, heranzuziehen.  

Unmittelbare Diskriminierung liegt vor, „wenn eine Person wegen eines der in Artikel 1 

genannten Gründe [also u. a. wegen des Alters] in einer vergleichbaren Situation eine 

weniger günstige Behandlung erfährt, als eine andere Person erfährt, erfahren hat oder 

                                                
15 World Health Organization 2021: Global report on ageism, S. 2 [Zugriff am 03.02.2023]. 
16 Hier umfassend zu verstehen, gemeint ist ebenso europäisches Gemeinschaftsrecht. 
17 Vgl. Alexy et al. 2019: Das Rechtslexikon. Begriffe, Grundlagen, Zusammenhänge, S. 167. 
18 Vgl Schmahl 2022: Recherche und Auswertung der Rechtsprechung des EuGH und des EGMR, S. 30. 
19 Ebd., S. 30 [Zugriff am 03.02.2023]. 
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erfahren würde.“20 Es geht demnach um eine direkt auf dem Merkmal des Alters beru-

hende Unterscheidung. Dagegen beschreibt die mittelbare Diskriminierung den Um-

stand, „wenn dem Anschein nach neutrale Vorschriften, Kriterien oder Verfahren Perso-

nen mit einer bestimmten Religion oder Weltanschauung, einer bestimmten Behinde-

rung, eines bestimmten Alters oder mit einer bestimmten sexuellen Ausrichtung gegen-

über anderen Personen in besonderer Weise benachteiligen können“21. Eine Ausnahme 

besteht, wenn eine sachliche Rechtfertigung mittels rechtmäßigen Ziels und Angemes-

senheit sowie Erforderlichkeit der zur Zielerreichung genutzten Mittel vorliegt. Der Voll-

ständigkeit halber ist zu erwähnen, dass auf die Definition der mittelbaren Diskriminie-

rung eine zweite Ausnahme folgt, die an dieser Stelle allerdings nicht thematisiert wer-

den soll. Die Motivation der Maßnahmen und deren tatsächliche Wirkung auf den Ein-

zelnen sind dabei unerheblich, es kommt schlicht auf die „gleichheitswidrige Auswirkung 

auf eine bestimmte Gruppe“22 an. 

Die Diskriminierung betrifft jegliches Alter ohne Einschränkungen, es geht folglich nicht 

nur um Höchstgrenzen, sondern auch um Mindestgrenzen oder anders gelagerte Sach-

verhalte.23 Auf europäischer Ebene sind besagte Definitionen folglich Grundlage dieser 

Arbeit. 

In Bezug auf nationales Recht existiert keine Legaldefinition innerhalb der Verfassung.24 

Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz hingegen definiert im selben Schema mit fast 

exakt demselben Wortlaut der europäischen Definition. Es fällt allerdings auf, dass das 

AGG nicht von Diskriminierung, sondern von Benachteiligung spricht.25 Dies erfolgte laut 

Gesetzesbegründung, „um deutlich zu machen, dass nicht jede unterschiedliche Be-

handlung, die mit der Zufügung eines Nachteils verbunden ist, diskriminierenden Cha-

rakter hat. Unter ‚Diskriminierung‘ nämlich wird schon im allgemeinen Sprachgebrauch 

nur die rechtswidrige, sozial verwerfliche Ungleichbehandlung verstanden.“26 Gemeint 

ist dennoch derselbe Lebenssachverhalt wie bei der europäischen Definition. Mit dem 

geänderten Begriff wird darauf abgezielt Tatbestand und Rechtfertigung bewusst zu 

trennen.27 Hierauf basieren alle folgenden Einordnungen und Erkenntnisse. 

Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes ließ eine Evaluation des Allgemeinen Gleich-

behandlungsgesetzes erstellen, deren Autoren fordern, dass der genutzte Begriff des 

                                                
20 Art. 2 Abs. 2 lit. a RL 2000/78/EG. 
21 Art. 2 Abs. 2 lit. b RL 2000/78/EG. 
22 Schmahl 2022: Recherche und Auswertung der Rechtsprechung des EuGH und des EGMR, S. 31 [Zu-
griff am 03.02.2023]. 
23 Vgl. ebd., S. 23. 
24 Vgl. Art. 3 GG. 
25 Vgl. beispielhaft §§ 1, 3 AGG. 
26 Dokument Nr. 9, S. 30 [Zugriff am 03.02.2023]. 
27 Vgl. Berghahn et al. 2016: Evaluation des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes, S. 25 [Zugriff am 
05.02.2023]. 
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Alters durch den des Lebensalters ersetzt wird. Da es bei der Diskriminierung wegen 

des Alters um jegliche Altersstufen geht und nicht ausschließlich um Menschen in hohem 

Lebensalter, könne eine Änderung klarstellend wirken und vermeide Missverständ-

nisse.28 Derzeit wird allerdings weiterhin der Begriff des Alters genutzt, weswegen sich 

diese Arbeit begrifflich daran orientiert. 

2.2 Verbot der Diskriminierung wegen des Alters als rechtliche Norm 

Das Verbot der Diskriminierung hat über den Art. 3 GG Verfassungsrang. Es werden 

verschiedene Merkmale genannt, auf Grund derer niemand benachteiligt bzw. bevorzugt 

werden darf.29 Das Alter ist dabei als Merkmal nicht explizit genannt, wird aber durch 

ständige Rechtsprechung des BVerfG mit hineingelesen und unterliegt somit ebenso ei-

ner umfassenden grundrechtlichen Prüfung.30 Der Prüfungsumfang wurde durch das 

BVerfG als Prüfungsformeln ausgestaltet. Die sogenannte Willkürformel war bis 1980 

alleiniger Prüfungsmaßstab des BVerfG.31 Hiernach ist der Gleichheitssatz verletzt, 

„wenn sich ein vernünftiger, sich aus der Natur der Sache ergebender oder sonstwie 

sachlich einleuchtender Grund für die gesetzliche Differenzierung oder Gleichbehand-

lung nicht finden läßt [sic!]“32. Es darf danach keine sachgrundlose, willkürliche Behand-

lung geben. Diese Formel wurde in den letzten Jahrzehnten durch die sogenannte neue 

Formel ergänzt.33 Dabei wird nicht mehr nur auf die Willkür abgestellt, sondern darauf, 

ob die Ungleichbehandlung einer strengen Prüfung des Verhältnismäßigkeitsgrundsat-

zes standhält.34 Die beiden Formeln werden indes nicht alternativ angewendet, sondern 

als insgesamte Abwägung, die als Skala gesehen werden kann.35 Hierbei gibt es unter-

schiedliche Differenzierungen der Kontrollmaßstäbe je nach Sachverhalt und entschei-

dendem Senat.36 Auf dieser Grundlage wird folglich auch geprüft, ob eine Ungleichbe-

handlung wegen des Alters als Benachteiligung, also als Diskriminierung nach europäi-

scher Definition anzusehen ist. 

Nach der Normenhierarchie steht über der nationalen Verfassung das europäische Ge-

meinschaftsrecht.37 Dass es hierbei in bestimmten Konstellationen durchaus Diskussio-

nen über Anwendungs- und Geltungsvorrang zwischen europäischem 

                                                
28 Vgl. Berghahn et al. 2016: Evaluation des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes, S. 51 f. [Zugriff am 
05.02.2023]. 
29 Vgl. Art. 3 Abs. 3 GG. 
30 Vgl. BVerfG, 1 BvR 684/14, Rn. 6; vgl. BVerfG, 1 BvR 371/11, Rn. 69; vgl. BVerfGE 60, 123 (133 f.) 
(beck-online). 
31 Vgl. Nußberger in Sachs GG Art. 3 Rn. 8 (beck-online). 
32 BVerfGE 1, 14 (52) (beck-online). 
33 Vgl. Nußberger in Sachs GG Art. 3 Rn. 25 (beck-online). 
34 Vgl. Nußberger in Sachs GG Art. 3 Rn. 14 (beck-online). 
35 Vgl. Nußberger in Sachs GG Art. 3 Rn. 30 (beck-online). 
36 Vgl. Nußberger in Sachs GG Art. 3 Rn. 37 (beck-online). 
37 Vgl. Alpmann; Brockhaus 2004: Fachlexikon Recht, S. 938 f. 
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Gemeinschaftsrecht und deutschem Verfassungsrecht gibt,38 wird mangels kollidieren-

der Normen außer Betracht gelassen. Die Grundrechtecharta der Europäischen Union 

wird durch Art. 6 Abs. 1 EUV Bestandteil des Primärrechts der Union und beinhaltet 

ihrerseits Vorschriften in Bezug auf Altersdiskriminierung. Art. 21 Abs. 1 GRCh normiert 

dabei das Diskriminierungsverbot. Das Alter ist darin, anders als im deutschen Grund-

gesetz, explizit aufgeführt. 

„Inhaltlich aufgefüllt und konturiert“39 wird dieses Diskriminierungsverbot durch die 

Gleichbehandlungsrahmenrichtlinie, welche auf Grundlage des Art. 19 AEUV40 erlassen 

wurde. Diese ist als Richtlinie gemäß Art. 288 Abs. 3 AEUV nicht unmittelbar in den 

Unionsstaaten gültig, sondern musste in nationales Recht umgesetzt werden. Dies er-

folgte in Deutschland 2006 über das AGG.41  

Da das AGG auf genannter Richtlinie basiert, sind einige Formulierungen fast wortgleich 

übernommen worden. So ist z. B. der § 10 AGG als Ausgestaltung des Art. 6 RL 

2000/78/EG anzusehen. Dieser regelt altersbedingte unterschiedliche Behandlungen 

von Beschäftigten, die zulässig sind. Jene Ungleichbehandlungen gegenüber Beschäf-

tigten, die davon nicht umfasst sind, sind gemäß § 7 Abs. 1 AGG unzulässig. Dagegen 

verstoßende Regelungen sind nach § 7 Abs. 2 AGG unwirksam. An dieser Norm müssen 

sich alle arbeitsrechtlichen Vorschriften messen lassen, mithin auch die des SächsBG 

und des TVöD.  

Die Autoren der durch die Antidiskriminierungsstelle des Bundes beauftragten Evalua-

tion des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes sind der Meinung, dass der § 10 

AGG, also die Rechtfertigung der Ungleichbehandlung wegen des Alters, mit der Maß-

gabe überarbeitet werden sollte, dass zusätzliche Flexibilität für eine weitergehende Be-

schäftigung im Rentenalter ermöglicht wird. Dabei sollen die Hürden für die Zulässigkeit 

einer Ungleichbehandlung allerdings weiterhin hoch bleiben.42 

3 Aktuelle Rentenregelung im öffentlichen Dienst – der 
„Zwang zur Rente“ als Eingriff in die Berufsfreiheit 

Nachdem das Verbot der Diskriminierung wegen des Alters beleuchtet worden ist, muss 

ein aktueller Blick auf die gesetzlichen Grundlagen geworfen werden, um das Bestehen 

einer potenziellen Altersdiskriminierung zu klären. 

                                                
38 Vgl. Alexy et al. 2019: Das Rechtslexikon. Begriffe, Grundlagen, Zusammenhänge, S. 185. 
39 Schmahl 2022: Recherche und Auswertung der Rechtsprechung des EuGH und des EGMR, S. 19 [Zu-
griff am 05.02.2023]. 
40 Damals noch als Art. 13 des Vertrages zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft. 
41 Vgl. Berghahn et al. 2016: Evaluation des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes, S. 13 [Zugriff am 
05.02.2023]. 
42 Vgl. Berghahn et al. 2016: Evaluation des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes, S. 79 [Zugriff am 
05.02.2023]. 
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Für den allgemeinen Arbeitsmarkt ist keine gesetzliche Regelung zur automatischen Be-

endigung des Arbeitsverhältnisses vorhanden. Dies wird auch in § 41 Satz 1 SGB VI, 

welches die Grundlage der gesetzlichen Rentenversicherung darstellt, ersichtlich. Allein 

der Anspruch auf Altersrente, also beispielsweise das Erreichen der Regelaltersgrenze, 

wird nicht als Grund angesehen, welcher dem Arbeitgeber eine Kündigung des Arbeits-

verhältnisses ermöglicht. Arbeitsverhältnisse sind folglich grundsätzlich nicht nur bis zum 

Erreichen der Regelaltersgrenze geschlossen, sondern darüber hinaus. Dennoch ist 

eine vorherige Vereinbarung der Arbeitsvertragsparteien, dass das Arbeitsverhältnis mit 

Erreichen der Regelaltersgrenze endet, offensichtlich zulässig, denn aus § 41 Satz 3 

SGB VI ergibt sich im Umkehrschluss und unter systematischer Auslegung dieser Norm, 

dass der Gesetzgeber diese Möglichkeit sieht und regelt, nicht aber verbietet. Es ist 

demnach nach deutschem Recht möglich, aber nicht verpflichtend, dass Arbeitsverhält-

nisse mit Erreichen der Regelaltersgrenze enden. 

Bei dem Wunsch, das Arbeitsverhältnis fortzusetzen, gibt es auf dem gesamten Arbeits-

markt im Rahmen der Privatautonomie bzw. der Vertragsfreiheit43 die Möglichkeit, 

schlichtweg einen neuen Arbeitsvertrag nach Erreichen der Regelaltersgrenze und Ren-

teneintritt abzuschließen. Wenn, wie es wohl in einem überwiegenden Teil der Fälle vor-

kommen dürfte,44 der Arbeitsvertrag nicht unbefristet geschlossen werden soll, sondern 

einer Befristung unterliegen soll, so ergibt sich die Problematik, dass nach § 14 Abs. 1 

TzBfG ein Sachgrund dafür erforderlich ist. „Um hier Rechtsunsicherheiten der befris-

tungsrechtlichen Bewertung nach § 14 TzBfG bei dem Wunsch nach befristeter Weiter-

arbeit zu begegnen, wurde S. 3 geschaffen, der ein ‚Hinausschieben‘ des Beendigungs-

zeitpunkts erlaubt.“45 Dadurch wurde die befristete weitergehende Beschäftigung er-

leichtert und für beide Parteien vereinfacht.46 

3.1 Gesetzliche und tarifvertragliche Grundlagen für den öffentlichen Dienst 

Für die Wahl der einschlägigen rechtlichen Grundlage für Bedienstete im öffentlichen 

Dienst, muss eine Unterscheidung erfolgen, ob ein Anstellungs- oder Beamtenverhältnis 

vorliegt. Beamte unterliegen den geltenden beamtenrechtlichen Bestimmungen, in die-

sem Sachverhalt gemäß § 1 SächsBG dem Sächsischen Beamtengesetz für Landes- 

und Kommunalbeamte Sachsens bzw. gemäß § 1 BBG dem Bundesbeamtengesetz für 

Bundesbeamte. Für Angestellte im öffentlichen Dienst gilt im Regelfall der Tarifvertrag 

für den öffentlichen Dienst (TVöD-Bund, TVöD-VKA, TV-L o.ä.). 

                                                
43 Vgl. Di Fabio in Dürig/Herzog/Scholz GG Art. 2 Abs. 1 Rn. 101 (beck-online). 
44 Vgl. BeckOGK/Seiwerth SGB VI § 41 Rn. 6 (beck-online). 
45 Ebd. Rn. 6. 
46 Vgl. ebd. Rn. 55. 
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3.1.1 Für Beamte 

Beispielhaft wird hierbei von einem Landesbeamten ausgegangen, Wahl- und politische 

Beamte werden aufgrund ihrer Sonderstellung außer Betracht gelassen.  

Den Eintritt in den Ruhestand regelt in Sachsen § 25 BeamtStG i. V. m. § 46 des Säch-

sischen Beamtengesetzes (SächsBG). Gemäß § 46 Abs. 1 treten „Beamtinnen und Be-

amte auf Lebenszeit […] mit dem Ablauf des Monats in den Ruhestand, in dem sie das 

67. Lebensjahr vollenden, soweit nicht durch Gesetz eine andere Altersgrenze bestimmt 

ist.“ Es existiert demnach ein Automatismus, dass der Eintritt in den Ruhestand keines 

Antrages bzw. keiner Entscheidung des Beamten bedarf, sondern eine Pensionierung 

von Amts wegen erfolgt. Für Bundesbeamte gilt der § 51 BBG, der diese Regelung fast 

wortgleich beinhaltet. 

Eine der benannten abweichenden Regelungen findet sich in § 46 Abs. 2 SächsBG. 

Hierbei wird die Altersgrenze für explizit genannte Geburtenjahrgänge anderweitig fest-

gelegt, doch die Grundregelung des automatischen Eintritts in den Ruhestand bleibt be-

stehen. Ebenso gibt es Sonderregelungen für Lehrer47, für den Polizeivollzugsdienst48, 

für Beamte des Landesamtes für Verfassungsschutz49, für Justizbeamte50, für Beamte 

im Vollzugsdienst einer Abschiebungs- und Ausreisegewahrsamseinrichtung51, für Be-

amte der Laufbahnen der Fachrichtung Feuerwehr52, für Beamte des Feuerwehrdienstes 

der Bundeswehr53 oder für Berufssoldaten.54 Die Aufzählung erhebt keinen Anspruch auf 

Vollständigkeit. 

Dieser zeitlich festgelegte Eintritt in den Ruhestand kann in Sachsen gemäß § 47 Satz 

1 SächsBG um jeweils maximal ein Jahr und insgesamt maximal 3 Jahre hinausgescho-

ben werden, es besteht folglich ein Ermessen der Behörde. Dies kann nur auf Antrag 

des Beamten bzw. mit dessen Zustimmung geschehen. Tatbestandsvoraussetzung zur 

Verlängerung des Dienstverhältnisses ist das Vorliegen eines dienstlichen Interesses, 

welches sich „im Regelfall auf eine sachgerechte und reibungslose Erfüllung der Verwal-

tungsaufgaben“55 richtet. Bei einer Ruhestandsversetzung ist es natürlich nicht ausge-

schlossen, dass der Dienstbetrieb durch z. B. eine Einarbeitungsphase des Nachfolgers 

beeinträchtigt wird, gemeint sind hierbei allerdings keine allgemeinen Beeinträchtigun-

gen, sondern solche, die nicht zu kompensieren sind, da beispielsweise spezielle 

                                                
47 Vgl. § 46 Abs. 3 SächsBG. 
48 Vgl. § 139 SächsBG. 
49 Vgl. § 141 i. V. m. § 139 SächsBG. 
50 Vgl. § 143 Abs. 1 i. V. m. § 139 Abs. 1, 2, 6 SächsBG. 
51 Vgl. § 143a Abs. 1 i. V. m. § 139 Abs. 1, 2, 6 SächsBG. 
52 Vgl. § 144 Abs. 1 Satz 2 SächsBG. 
53 Vgl. § 51 Abs. 3 BBG. 
54 Vgl. § 45 Soldatengesetz. 
55 Schnell in Antoni/Wagner/Schnell/Jury § 47 SächsBG, Nr. 2 (beck-online). 
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Fachkenntnisse vorliegen.56 Aber auch ein Stellenabbau, die Schaffung von Beförde-

rungsmöglichkeiten für Beamte, die bisher unterwertig beschäftigt werden, der Vollzug 

von kw-Vermerken, also von Stellen, die als künftig wegfallend gekennzeichnet sind57 

oder dass Stellen in Zeiten hoher Arbeitslosigkeit nicht frei werden können entgegenste-

hende dienstliche Interessen darstellen. Bei einer Entscheidung der Behörde, dass kein 

dienstliches Interesse vorliegt, wird dem Dienstherrn keine hohe Begründungslast ab-

verlangt, da bereits die Formulierung keine besonderen Anforderungen an die Gewich-

tigkeit der Gründe stellt.58 

Es wird also ersichtlich, dass eine Verlängerung immer von beiden Parteien abhängt, 

sowohl vom Willen des Beamten, als auch vom dienstlichen Erfordernis innerhalb der 

Behörde. Ein Anspruch ist aus dieser Ermessensvorschrift nicht herzuleiten, folglich ist 

der Beamte innerhalb Sachsens auf die Mitwirkung seines Dienstherrn angewiesen. In 

anderen Bundesländern kann es abweichende Vorschriften und Rechtsprechung geben. 

So ist in Baden-Württemberg in bestimmten Fällen ein Anspruch auf Hinausschiebung 

des Eintritts in den Ruhestand abzuleiten,59 da hier die Formulierung für die Geburtsjahr-

gänge 1953 und älter so gewählt wurde, dass einem Antrag „stattzugeben ist, soweit 

dienstliche Interessen nicht entgegenstehen“.60 Für jüngere Jahrgänge gilt ebenso, dass 

der Eintritt in den Ruhestand durch den Dienstherrn hinausgeschoben werden kann.61 

Ein aus dieser Vorschrift abzuleitender Anspruch für die Geburtsjahrgänge ab 1954 

dürfte jedenfalls über das Beamtenrecht nicht bestehen. 

Bei Bundesbeamten besteht grundsätzlich gemäß § 53 Abs. 1 BBG ebenso eine Ermes-

sensvorschrift für den Dienstherrn. § 53 Abs. 1a BBG konkretisiert aber Fälle in denen 

dem Antrag zu entsprechen ist. Hierbei handelt es sich folglich um eine gebundene Ent-

scheidung. Allerdings müssen die Voraussetzungen des § 53 Abs. 1a BBG der Formu-

lierung nach kumulativ vorliegen, was in der Praxis eine gewisse Hürde darstellen dürfte. 

Sollte der Tatbestand allerdings erfüllt sein, so ist aufgrund der Formulierung der Norm 

von einem Anspruch auszugehen. 

Ein wie in der Überschrift dargestellter „Zwang“ zum Ruhestand existiert also insofern, 

dass der Beamte einen Eintritt nicht selbst verhindern kann. Eine anderweitige Beschäf-

tigung im Ruhestand ist aber grundsätzlich zulässig. Insofern könnte man eher von einer 

zwangsweisen Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses sprechen. Zwar besteht 

die Möglichkeit den Ruhestand hinauszuschieben, aber zumindest in Sachsen ist kein 

                                                
56 Vgl. Schnell in Antoni/Wagner/Schnell/Jury § 47 SächsBG, Nr. 2 (beck-online). 
57 Vgl. VV-BHO zu § 47 BHO Nr. 3. 
58 Vgl. Wichmann, Langer 2014: Öffentliches Dienstrecht, S. 663 f. 
59 Vgl. dazu 1. Leitsatz Verwaltungsgericht Freiburg, 5 K 751/12 (beck-online). 
60 Art. 62 § 3 Abs. 1 Satz 1 Dienstrechtsreformgesetz BW i. V. m. § 39 Landesbeamtengesetz BW. 
61 Vgl. § 39 Satz 1 Landesbeamtengesetz BW. 
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Anspruch darauf ableitbar. Es wird lediglich „ein einklagbares subjektiv-öffentliches 

Recht auf ermessensfehlerfreie Entscheidung über den Antrag, den Eintritt in den Ruhe-

stand hinauszuschieben“62 gewährt. Selbst wenn es wie dargestellt gewisse Fälle gibt, 

in denen ein Anspruch besteht, so ist die Weiterbeschäftigung dennoch zeitlich begrenzt 

und mit Ablauf dieser Verlängerung erfolgt die Versetzung in den Ruhestand unaus-

weichlich, im Zweifel auch gegen den Willen des Beamten. 

3.1.2 Für Tarifangestellte 

Für die Tarifbeschäftigten des öffentlichen Dienstes werden die Tarifverträge TVöD-VKA 

(für die kommunale Ebene), TV-L (für die Landesebene) und TVöD-Bund (für die Bun-

desebene) herangezogen. Aufgrund der Struktur des Tarifvertrages und identischer Nor-

men, werden TVöD-VKA und TVöD-Bund im Folgenden als TVöD zusammengefasst. 

Grundsätzlich wird hier ebenfalls festgelegt, dass das Arbeitsverhältnis automatisch und 

ohne Kündigung bei Erreichen der Regelaltersgrenze endet.63 Die Tarifverträge unter-

scheiden sich in dieser Norm insofern, dass im TVöD explizit genannt ist, dass eine Wei-

terbeschäftigung im Sinne eines späteren Renteneintritts möglich ist, wenn „zwischen 

dem Arbeitgeber und dem/der Beschäftigten […] während des Arbeitsverhältnisses ver-

einbart worden [ist], den Beendigungszeitpunkt nach § 41 Satz 3 SGB VI hinauszuschie-

ben“.64 Es kann also (wie bei Beamten) eine Verschiebung des Renteneintritts vereinbart 

werden. In § 33 Abs. 1 TV-L, der ansonsten fast wortgleich ist, fehlt diese Formulierung. 

Auch wenn nicht ausdrücklich auf den § 41 SGB VI verwiesen wird, so ist dieser dennoch 

anzuwenden und eine Verlängerung des bestehenden Arbeitsverhältnisses scheint 

möglich. Eine Obergrenze, um wie viele Jahre der Renteneintritt verschoben werden 

kann, ist im Gegensatz zum Beamtenrecht nicht tarifvertraglich vereinbart.  

Hiervon abzugrenzen ist die Weiterbeschäftigung nach Renteneintritt. Sofern das Ar-

beitsverhältnis geendet hat, der Angestellte folglich formal in Rente gegangen ist, aber 

weiterbeschäftigt werden soll, ist ein neuer Arbeitsvertrag zu schließen.65 Hierbei sind, 

im Falle einer Befristung, wiederum die rechtlichen Hürden in Bezug auf § 14 TzBfG, 

insbesondere das Vorliegen eines sachlichen Befristungsgrundes, zu beachten.66 

Ein „Zwang“ zur Rente bzw. vielmehr eine zwangsweise Beendigung des Arbeitsverhält-

nisses liegt folglich auch hier insofern vor, dass der Eintritt in die Rente nicht allein durch 

einen Anspruch des Beschäftigten verhindert werden kann, sondern dazu vielmehr eine 

Vereinbarung zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber getroffen werden muss. Diese 

Vereinbarung kann beispielsweise in Form eines Änderungsvertrages zur 

                                                
62 Wichmann, Langer 2014: Öffentliches Dienstrecht, S. 663. 
63 Vgl. § 33 Abs. 1 lit. A TVöD; vgl. § 33 Abs. 1 lit. a TV-L. 
64 § 33 Abs. 1 lit. a TVöD. 
65 Vgl. § 33 Abs. 5 Satz 1 TVöD, vgl. § 33 Abs. 5 Satz 1 TV-L. 
66 Vgl. BeckOGK/Seiwerth SGB VI § 41 Rn. 54 f. (beck-online). 
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Hinausschiebung des Renteneintritts67 oder durch Abschluss eines neuen Arbeitsvertra-

ges68 in der Rente getroffen werden. 

Zu beachten sind hierbei personalvertretungsrechtliche Gesichtspunkte. Nach einem ak-

tuellen Beschluss des Bundesarbeitsgerichtes ist eine Weiterbeschäftigung über die ta-

rifliche Altersgrenze hinaus in Form des Hinausschiebens des Renteneintritts nach § 41 

Satz 3 SGB VI als eine mitbestimmungspflichtige Einstellung anzusehen, welche dem 

Mitbestimmungsrecht des Betriebsrates gemäß § 99 Abs. 1 BetrVG unterliegt.69 Dies ist 

für den öffentlichen Dienst allerdings nicht von Bedeutung, da die Rechtgrundlage hier 

im Regelfall das SächsPersVG ist. Gemäß § 80 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7, 8 SächsPersVG hat 

der Personalrat bereits ein eingeschränktes Mitbestimmungsrecht bei Hinausschieben 

des Eintritts in den Ruhestand wegen Alters und bei Weiterbeschäftigungen über die 

Altersgrenze hinaus. 

3.2 Eingriff in die Berufsfreiheit des Art. 12 Abs. 1 GG 

Die in Art. 12 Abs. 1 GG verfassungsrechtlich normierte Berufsfreiheit ist unter anderem 

ein Abwehrrecht des Einzelnen gegenüber rechtswidrigen Eingriffen des Staates.70 Die 

automatische Beendigung des Arbeitsverhältnisses bei Erreichen der Regelaltersgrenze 

ist als Eingriff des Staates in dieses Grundrecht zu sehen, da diese Form der Alters-

grenze „verbindliche Vorgaben für das Ob und das Wie beruflicher Tätigkeiten“71 festlegt. 

Dass diese Regelung mit dem Grundgesetz vereinbar ist, wird vom Bundesverfassungs-

gericht nicht angezweifelt.72 

Auch die in § 41 Satz 3 SGB VI eröffnete Möglichkeit der Verlängerung des Arbeitsver-

hältnisses „verstößt nicht gegen Verfassungsrecht. Die bezogen auf Altersgrenzen oh-

nehin sehr weiten Grenzen des Art. 12 GG werden nicht überschritten. Auch hier wird 

damit begründet, dass die Möglichkeit einer einvernehmlichen befristeten Verlängerung 

des Arbeitsverhältnisses nach Erreichen der Regelaltersgrenze für die Arbeitnehmenden 

weniger belastend (‚günstiger‘) sei als die ‚Zwangsverrentung‘ durch die Altersgrenze.“73 

Selbiges ist über den Gleichbehandlungsgrundsatz aus Art. 3 Abs. 1 GG auch für Be-

amte anzunehmen. 

3.3 Anwendung des Verbotes der Altersdiskriminierung auf die Regelung 

§ 2 Abs. 1 Nr. 2 AGG nennt explizit die Beendigung eines Beschäftigungsverhältnisses 

als Anwendungsbereich. Folglich müssen sich die Regelungen des SächsBG und des 

                                                
67 Vgl. BeckOGK/Seiwerth SGB VI § 41 Rn. 64 (beck-online). 
68 Vgl. ebd. Rn. 6. 
69 Vgl. Bundesarbeitsgericht, 7 ABR 22/20, Rn. 37, 39. 
70 Vgl. Jarass/Pieroth GG Art. 12 Rn. 1 f. (beck-online). 
71 Ebd. Rn. 18 (beck-online). 
72 Vgl. BeckOGK/Seiwerth SGB VI § 41 Rn. 5.2 (beck-online). 
73 Ebd. Rn. 58 (beck-online). 
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TVöD am Benachteiligungsverbot des § 7 Abs. 1, 2 AGG messen lassen. Von der in  

§ 10 Satz 3 Nr. 5 AGG enthaltenen Regelung, dass das Beschäftigungsverhältnis ohne 

Kündigung zu einem bestimmten Zeitpunkt endet, an welchem der Beschäftigte eine Al-

tersrente beziehen kann, wird demnach sowohl in Tarifvertrag als auch Beamtengeset-

zen Gebrauch gemacht. Aus nationaler Sicht ist die Klausel mithin rechtmäßig, dennoch 

müssen Normen gemäß Art. 4 Abs. 3 EUV, nach dem Grundsatz der praktischen Wirk-

samkeit, dem sogenannten effet utile, so ausgelegt werden, dass dem Unionsrecht 

größtmögliche Geltung zukommt.74 Nationale Gerichte können dabei ein Vorabentschei-

dungsverfahren über die Auslegung eines Primär- bzw. Sekundärrechtsaktes der EU vor 

dem Gerichtshof der Europäischen Union anstrengen.75 Aus diesem Grund sind Urteile 

des EuGH für arbeitsrechtliche Sachverhalte oft ausschlaggebend. 

4 Einschlägige EuGH-Urteile in Bezug auf Altersdiskriminie-
rung und Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses 

Es existieren zahlreiche Urteile des EuGH, die sich mit der Thematik der Altersdiskrimi-

nierung und der Auslegung der Richtlinie 2000/78/EG beschäftigen, denn „[s]eit Inkraft-

treten der europäischen Antidiskriminierungsrichtlinien und des AGG werden an das Le-

bensalter anknüpfende Vorschriften zunehmend infrage gestellt. Regelungen, die jahre-

lang Bestand hatten und als sozialadäquat galten, wurden nun [Quelle aus 2013] vom 

Bundesarbeitsgericht (BAG) bzw. dem Europäischen Gerichtshof (EuGH) teilweise als 

unzulässige Altersdiskriminierung eingestuft.“76 Mehrere Entscheidungen klären dabei 

die Zulässigkeit solcher Klauseln, die das Beschäftigungsverhältnis beenden, teilweise 

sogar explizit für Deutschland. Die für diese Thematik bedeutsamsten Entscheidungen 

werden im Folgenden chronologisch dargestellt. 

Auffällig dabei ist, dass es sich bei den hier dargestellten Verfahren konsequent um Vor-

abentscheidungsverfahren handelt, die von nationalen Gerichten angestrengt wurden. 

Dies ist in Bezug auf Altersdiskriminierung die Regel, Vertragsverletzungsverfahren gibt 

es zu dieser Thematik sehr selten.77 Es lässt sich folglich feststellen, dass „die mitglied-

staatlichen Gerichte über ihre Vorabentscheidungsersuchen erheblichen Anteil an der 

Entfaltung und Vertiefung des unionsrechtlichen Verbots der Altersdiskriminierung hat-

ten und haben.“78 

                                                
74 Vgl. Mayer in Grabitz/Hilf/Nettesheim EUV Art. 19 Rn. 57 f. (beck-online). 
75 Vgl. Art. 267 AEUV. 
76 Zeibig 2013: Altersdiskriminierung in der Arbeitswelt – Gerichtliche Entscheidungen im Überblick, S. 369 
[Zugriff am 18.02.2023]. 
77 Vgl. Schmahl 2022: Recherche und Auswertung der Rechtsprechung des EuGH und des EGMR, S. 22 
[Zugriff am 18.02.2023]. 
78 Ebd. S. 22. 
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4.1 Die Mangold-Entscheidung 

Das Urteil C-144/04 des EuGH aus dem Jahr 2005 erfolgte auf Basis eines Vorabent-

scheidungsersuchens des Arbeitsgerichtes München. Ausgangspunkt des Rechtsstrei-

tes war eine arbeitsvertragliche Klausel, die auf § 14 Abs. 3 TzBfG a. F. beruhte.79 Dieser 

Paragraph des TzBfG sah vor, dass eine Befristung eines Arbeitnehmers, der das 58. 

bzw. 52. Lebensjahr vollendet hatte, keines sachlichen Grundes bedürfe, sofern vorher 

ein unbefristeter Arbeitsvertrag mit diesem Arbeitgeber in engem sachlichen Zusammen-

hang nicht bestanden hatte.80 Zweck der Vorschrift war die berufliche Wiedereingliede-

rung älterer, arbeitsloser Arbeitnehmer, da diese zu dieser Zeit Schwierigkeiten bei der 

Arbeitsplatzsuche hatten.81 Unbeabsichtigte Folge dessen war jedoch, dass alle Arbeit-

nehmer mit Vollendung des 52. Lebensjahres Gefahr liefen, unbegrenzt häufig verlän-

gerbare, befristete Arbeitsverträge zu erhalten, unabhängig von dem Umstand der Ar-

beitslosigkeit. Das Ziel wurde zwar als legitim angesehen, allerdings ließen die Folgen 

den EuGH zu dem Schluss kommen, dass das Mittel weder angemessen noch erforder-

lich sei.82 Dem deutschen Gericht wurde auferlegt, die nationale Regelung zugunsten 

der Wirksamkeit des Unionsrechts unangewendet zu lassen.83 

Eine Besonderheit des Falles war, dass die Richtlinie 2000/78/EG durch ihre nicht vor-

handene unmittelbare Wirkung84 und mangels Umsetzung Deutschlands in nationales 

Recht, grundsätzlich noch kein Vorabentscheidungsverfahren ermöglicht. Doch durch 

die Neuregelung des § 14 TzBfG erließ Deutschland während der Umsetzungsfrist der 

Richtlinie eine Vorschrift, die geeignet war, die Erreichung der Ziele der Richtlinie in 

Frage zu stellen, was wiederum den EuGH zu diesem Urteil ermächtigte.85 

Für den dieser Arbeit zugrunde liegenden Themenbereich ist das Urteil dennoch von 

hoher Relevanz, denn es werden sehr grundlegende Aussagen getroffen und spätere 

Urteile verweisen regelmäßig auf die Mangold-Entscheidung.86 So wurde durch den 

EuGH festgehalten, dass die Mitgliedsstaaten „unbestreitbar über einen weiten Ermes-

sensspielraum bei der Wahl der Maßnahmen zur Erreichung ihrer Ziele im Bereich der 

Arbeits- und Sozialpolitik“87 verfügen. Die daraus resultierenden mittelbaren Diskriminie-

rungen können über Art. 2 Abs. 2 lit. b RL 2000/78/EG sachlich gerechtfertigt sein, sofern 

                                                
79 Vgl. EuGH C-144/04, Rn. 22. 
80 Vgl. EuGH C-144/04, Rn. 19. 
81 Vgl. EuGH C-144/04, Rn. 59. 
82 Vgl. EuGH C-144/04, Rn. 64 f. 
83 Vgl. EuGH C-144/04, Rn. 77. 
84 Vgl. Art. 288 Abs. 3 AEUV. 
85 Vgl. EuGH C-144/04., Rn. 28. 
86 Vgl. EuGH C-141/11, Rn. 15; vgl. EuGH C-45/09, Rn. 41; vgl. EuGH C-411/05, Rn. 68. 
87 EuGH C-144/04, Rn. 63. 
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ein rechtmäßiges Ziel vorliegt und die eingesetzten Mittel angemessen und erforderlich 

sind.  

Auch hob der EuGH den Grundsatz des Verbotes der Ungleichbehandlung wegen des 

Alters der Richtlinie 2000/78/EG zu einem allgemeinen Grundsatz hervor, der sich aus 

der den Mitgliedsstaaten gemeinsamen Verfassungstradition sowie völkerrechtlichen 

Verträgen ergebe.88 Dies wurde in der Literatur kritisiert, sogar mit dem Vorwurf, dass 

dieser Grundsatz durch den EuGH frei erfunden sei.89 Dieser Grundsatz ist mittlerweile 

in Art. 21 Abs. 1 GRCh tatsächlich europarechtlich normiert. Die Grundrechtecharta war 

zum Zeitpunkt des Urteils allerdings noch nicht in Kraft getreten, was den Grundsatz zu 

einem Ungeschriebenen machte.90 Es wird teilweise die Ansicht vertreten, der EuGH 

habe „die Antidiskriminierungsrichtlinie 2000/78/EG in Verbindung mit dem allgemeinen 

Gleichheitsgrundsatz als unmittelbar geltendes Recht zwischen privaten Arbeitsver-

tragsparteien“91 angewendet. Andererseits habe „der EuGH eine echte unmittelbare 

Drittwirkung des Verbots der Altersdiskriminierung nicht angeordnet“92. Kritisch wurde 

auch die Rechtsfolge betrachtet, dass das nationale Gericht die nationalen Vorschriften 

unangewendet zu lassen habe. Dies ist trotz Ermangelung einer Begründung festgelegt 

worden und habe die Folge, dass die Richtlinie in unmittelbarer Art eine horizontale Dritt-

wirkung auf einen Rechtsstreit zweier privatrechtlichen Akteure habe, was der EuGH bis 

zu diesem Zeitpunkt durch ständige Rechtsprechung verneinte.93 Es wurde sogar von 

einem „Paradigmenwechsel im Verhältnis von europäischem Richtlinienrecht und natio-

nalem Recht“94 gesprochen. Trotz dieser gegenteilig scheinenden Entscheidung bleibt 

der EuGH bis heute in seiner Rechtsprechung bei der Haltung, dass die unmittelbar ho-

rizontale Wirkung von Richtlinien in privaten Rechtsverhältnissen ausscheidet.95 Das 

Diskriminierungsverbot des Art. 21 Abs. 1 GRCh entfaltet in Verbindung mit der Gleich-

behandlungsrahmenrichtlinie ebenso nur mittelbare Drittwirkung und keine Direktwir-

kung.96 Insgesamt zeigen die Meinungen in der Literatur die weitreichenden Folgen die-

ser für das Arbeitsrecht hochrelevanten wie umstrittenen Entscheidung deutlich.  

                                                
88 Vgl. EuGH C-144/04, Rn. 74 f. 
89 Vgl. Schott 2010: Altersdiskriminierung und Nichtanwendung einer Norm des nationalen Rechts, S. 66 
[Zugriff am 18.02.2023]. 
90 Vgl. Schmahl 2022: Recherche und Auswertung der Rechtsprechung des EuGH und des EGMR,  
S. 19 f. [Zugriff am 18.02.2023]. 
91 Bauer, Arnold 2006: Auf „Junk“ folgt „Mangold“ – Europarecht verdrängt deutsches Arbeitsrecht, S. 6 
(beck-online). 
92 Schmahl 2022: Recherche und Auswertung der Rechtsprechung des EuGH und des EGMR, S. 28 [Zu-
griff am 18.02.2023]. 
93 Vgl. Bauer, Arnold 2006: Auf „Junk“ folgt „Mangold“ – Europarecht verdrängt deutsches Arbeitsrecht, S. 
9 (beck-online). 
94 Ebd., S. 9 (beck-online). 
95 Vgl. Leible in Heermann/Schlingloff Münchener Kommentar zum Lauterkeitsrecht Band 1, A. Grundla-
gen, Teil III, A. Grundlagen Rn. 164 (beck-online). 
96 Vgl. Schmahl 2022: Recherche und Auswertung der Rechtsprechung des EuGH und des EGMR, S. 28 
[Zugriff am 18.02.2023]. 
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4.2 Die Palacios-Entscheidung 

Das Urteil C-411/05 des EuGH aus dem Jahr 2007 erfolgte auf Basis eines Vorabent-

scheidungsersuchens eines spanischen Gerichtes. Dabei wurde erstmalig die grund-

sätzliche Zulässigkeit der Beendigung von Beschäftigungsverhältnissen mit Erreichen 

einer festgelegten Altersgrenze geklärt.97 Der Kläger im Ausgangsverfahren erhielt von 

seinem Arbeitgeber die Information, dass das Arbeitsverhältnis nach der tarifvertragli-

chen Praxis mit der bevorstehenden Vollendung des 65. Lebensjahres beendet sein 

werde, wogegen er Klage erhob.98 Das nationale Gericht legte dem EuGH mittels Vor-

abentscheidungsverfahren zwei Vorlagefragen vor, die klären sollten, ob ein Gesetz, 

welches diese tarifvertragliche Regelung für gültig erklärt, mit europäischem Gemein-

schaftsrecht vereinbar ist.99 Der EuGH positionierte sich dabei so, dass er der Regelung 

ein legitimes Interesse bescheinigte, welches, sofern es mit erforderlichen und ange-

messenen Mitteln verfolgt werde, zulässig sei.100 Hierbei wurde der in der Mangold-Ent-

scheidung festgestellte weite Ermessensspielraum der Mitgliedsstaaten in der Arbeits- 

und Sozialpolitik wieder aufgegriffen.101 Begründet wurde die Entscheidung unter ande-

rem damit, dass die Regelung „auch den Umstand berücksichtigt, dass den Betroffenen 

am Ende ihrer beruflichen Laufbahn ein finanzieller Ausgleich in Gestalt einer Altersrente 

[…] zugutekommt, deren Höhe nicht als unangemessen betrachtet werden kann.“102 

Dass für die Zulässigkeit der Regelung auf die Höhe der Altersrente abgestellt wurde, 

lässt sich vermutlich mit der ersten Vorlagefrage des Ausgangsgerichtes begründen, da 

diese die Altersrente explizit thematisiert. 

4.3 Die Rosenbladt-Entscheidung 

Das Urteil C-45/09 des EuGH aus dem Jahr 2010 erfolgte auf Basis eines Vorabent-

scheidungsersuchens des Arbeitsgerichtes Hamburg. Hierbei wurden die Regelungen 

des AGG, also explizit des deutschen Rechts überprüft. Die Vorlagefragen ähneln denen 

der Palacios-Entscheidung, allerdings soll durch den EuGH die Rechtmäßigkeit der Re-

gelung sowie des Tarifvertrages „unabhängig von der jeweils konkreten wirtschaftlichen, 

sozialen und demografischen Situation und unabhängig von der konkreten Arbeitsmarkt-

lage“103 beurteilt werden. Im Ausgangsverfahren klagte eine Angestellte gegen ihren Ar-

beitgeber, der den Arbeitsvertrag mit ihr auf Grundlage des geltenden Tarifvertrages be-

endete, da sie das Rentenalter erreichte.104 Hervorgehoben wurde in der 

                                                
97 Vgl. Krebber 2013: Europäisches Arbeitsrecht vor dem Gerichtshof der Europäischen Union im Jahre 
2012, S. 146 [Zugriff am 18.02.2023]. 
98 Vgl. EuGH C-411/05, Rn. 27, 29. 
99 Vgl. EuGH C-411/05, Rn. 40. 
100 Vgl. EuGH C-411/05, Rn. 77. 
101 Vgl. EuGH C-411/05, Rn. 68. 
102 EuGH C-411/05, Rn. 73. 
103 EuGH C-45/09, Rn. 28. 
104 Vgl. EuGH C-45/09, Rn. 22 f. 
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Sachverhaltsdarstellung des Urteils unter anderem die durch Teilzeitbeschäftigung im 

Niedriglohnsektor sehr geringe zu erwartende Rente in Höhe von 228,26 Euro netto.105 

In der Urteilsbegründung wurde dieser Umstand allerdings nicht berücksichtigt. Es 

wurde nur festgestellt, dass die Regelung den Bezug einer Altersrente berücksichtigt.106 

Weiterhin gebe es kein Beschäftigungsverbot für Arbeitnehmer und wer es, „etwa aus 

finanziellen Gründen, wünscht, […] seine Berufstätigkeit über das Erreichen des Ren-

tenalters hinaus fortzuführen“107, der sei daran nicht gehindert. Eine weitergehende The-

matisierung der niedrigen Rentenhöhe erfolgte nicht, was insoweit bedeutet, dass „die-

ses Prüfkriterium in den Entscheidungen des EuGH nicht durchgängig relevant“108 ist. 

Letztlich wurde die deutsche Regelung des § 10 Satz 3 Nr. 5 AGG, unter den Voraus-

setzungen des legitimen Ziels und der Erforderlichkeit und Angemessenheit der Mittel, 

als zulässig erklärt.109 Tarifverträge und einzelne Arbeitsverträge dürfen somit die auto-

matische Beendigung des Arbeitsverhältnisses bei Erreichen des Rentenalters grund-

sätzlich vorsehen.  

4.4 Die Fuchs- und Köhler-Entscheidung 

Die Rechtssachen C-159/10 und C-160/10 wurden als verbundene Rechtssachen in ei-

nem Verfahren behandelt, zu welchem 2011 ein Urteil des EuGH erging. Das Verfahren 

wurde durch zwei Vorabentscheidungsersuchen des Verwaltungsgerichtes Frankfurt am 

Main angestoßen. Die auf europarechtliche Zulässigkeit zu prüfende Regelung war hier-

bei im Gegensatz zur Rosenbladt-Entscheidung eine des Hessischen Beamtengeset-

zes, denn die Kläger standen als Oberstaatsanwälte im Beamtenverhältnis zum Land 

Hessen und klagten dagegen, dass ihre Anträge auf Hinausschieben des Ruhestands 

abgelehnt wurden.110 Da für beamtenrechtliche Ansprüche der Verwaltungsrechtsweg 

eröffnet ist,111 erfolgte hier die Vorlage durch ein Verwaltungsgericht und nicht wie in der 

Mangold- bzw. der Rosenbladt-Entscheidung durch Arbeitsgerichte. 

Die zu prüfende Regelung des Hessischen Beamtengesetzes beinhaltete, dass Beamte 

mit Vollendung des 65. Lebensjahres in den Ruhestand eintreten. Auf Antrag konnte 

dieser Eintritt mehrmalig um jeweils ein Jahr hinausgeschoben werden, wenn dies im 

dienstlichen Interesse lag.112 Der EuGH kam zu dem Urteil, dass eine solche Regelung 

der Gleichbehandlungsrahmenrichtlinie nicht entgegensteht, „sofern dieses Gesetz zum 

                                                
105 Vgl. EuGH C-45/09, Rn. 21, 26. 
106 Vgl. EuGH C-45/09, Rn. 48. 
107 EuGH C-45/09, Rn. 75. 
108 Zeibig 2013: Altersdiskriminierung in der Arbeitswelt – Gerichtliche Entscheidungen im Überblick,  
S. 370 [Zugriff am 18.02.2023]. 
109 Vgl. EuGH C-45/09, Rn. 53 
110 Vgl. EuGH C-159/10 und C-160/10, Rn. 18 ff. 
111 Vgl. § 54 Abs. 1 BeamtStG. 
112 Vgl. EuGH C-159/10 und C-160/10, Rn. 12. 
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Ziel hat, eine ausgewogene Altersstruktur zu schaffen, um die Einstellung und die Be-

förderung von jüngeren Berufsangehörigen zu begünstigen, die Personalplanung zu op-

timieren und damit Rechtsstreitigkeiten über die Fähigkeit des Beschäftigten, seine Tä-

tigkeit über ein bestimmtes Alter hinaus auszuüben, vorzubeugen, und es die Erreichung 

dieses Ziels mit angemessenen und erforderlichen Mitteln ermöglicht.“113 Weiterhin wird 

festgestellt, „dass die Angemessenheit und Erforderlichkeit der fraglichen Maßnahme 

nachgewiesen ist, wenn sie im Hinblick auf das verfolgte Ziel nicht unvernünftig erscheint 

und auf Beweismittel gestützt ist, deren Beweiskraft das nationale Gericht zu beurteilen 

hat.“114 Der EuGH stellt somit keine hohen Anforderungen an den Nachweis von Ange-

messenheit und Erforderlichkeit, sondern überlässt den nationalen Gerichten einen gro-

ßen Beurteilungs- und Entscheidungsspielraum. 

Grundsätzlich steht das Verbot der Altersdiskriminierung einer solchen Regelung folglich 

nicht im Wege, sie kann unter bestimmten Voraussetzungen gerechtfertigt sein, was al-

lerdings den nationalen Gerichten zur Entscheidung obliegt. 

4.5 Die Hörnfeldt-Entscheidung 

Das Urteil C-141/11 des EuGH aus dem Jahr 2012 erfolgte auf Basis eines Vorabent-

scheidungsersuchens eines schwedischen Gerichtes. Im vorliegenden Fall beanstan-

dete ein schwedischer Postangestellter die Beendigung seines Arbeitsverhältnisses bei 

Erreichen der nach schwedischem Recht geltenden Regelaltersgrenze.115 Es wurde vor-

getragen, dass die Regel das „Ergebnis einer Abwägung zwischen Zielen der Staatsfi-

nanzen, der Beschäftigungspolitik und der Arbeitsmarktpolitik“116 sei und gewähre dem 

Einzelnen ein Recht auf längere Berufstätigkeit und Verbesserung der Altersrente. Au-

ßerdem sei das Recht des Arbeitgebers zur Beendigung des Arbeitsverhältnisses nicht 

ausdrücklich begründet.117 Diese Argumentation, die eine Altersdiskriminierung belegen 

sollte, überzeugte den EuGH letztlich nicht. Auch einem Verweis auf die Palacios-Ent-

scheidung, welche die Rentenhöhe berücksichtigte, ist der EuGH nicht gefolgt. Dass die 

zu erwartende Rente hier durch Teilzeitarbeit unverhältnismäßig niedrig sei, wurde als 

unerheblich eingestuft, denn selbst bei niedrigem Rentenanspruch bliebe die Möglichkeit 

weiterhin auf dem Arbeitsmarkt aktiv zu bleiben118 bzw. der Bezug einer Grundversor-

gung in der Rente119. Diese Argumentation lässt allerdings „nicht hinreichend klar werden 

                                                
113 EuGH C-159/10 und C-160/10, Rn. 75. 
114 EuGH C-159/10 und C-160/10, Rn. 83. 
115 Vgl. EuGH C-141/11, Rn. 12 f. 
116 EuGH C-141/11, Rn. 16. 
117 Vgl. EuGH C-141/11, Rn. 16. 
118 Vgl. EuGH C-141/11, Rn. 40 f. 
119 Vgl. EuGH C-141/11, Rn. 43 f. 
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[…], ob die geringe Höhe der Altersrente im Ergebnis jemals einen Verstoß gegen das 

Verbot der Altersdiskriminierung begründen könnte“.120  

4.6 Bedeutung für die Regelung in Deutschland 

Der deutsche Gesetzgeber setzte die europäische Richtlinie 2000/78/EG mittels des 

AGG in nationales Recht um.121 Damit muss sich diese Regelung an den Voraussetzun-

gen der Richtlinie messen lassen. Nach Art. 6 Abs. 1 RL 2000/78/EG wird die Objektivität 

und Angemessenheit der Ungleichbehandlung sowie die Rechtfertigung durch ein legiti-

mes Ziel gefordert. Die gewählten Mittel müssen dabei angemessen und erforderlich 

sein. Der Prüfung auf Vereinbarkeit mit europäischem Gemeinschaftsrecht hat die deut-

sche Regelung des AGG bereits 2010 mit der Rosenbladt-Entscheidung standgehalten. 

Dabei sind auch keine Einschränkungen durch die Höhe der zu erwartenden Rente vor-

zunehmen, denn eine Grundsicherung durch den Sozialstaat hält der EuGH für ausrei-

chend. 

Damit ist generell für Regelungen, die das Arbeitsverhältnis automatisch beenden, deren 

grundsätzliche Zulässigkeit festzuhalten. „Zwar verlangt der EuGH noch eine Überprü-

fung im Einzelfall. Dass eine solche Prüfung aber jemals zur Unzulässigkeit einer Klausel 

führt, erscheint kaum denkbar. Die vom EuGH für legitim erachteten Gesichtspunkte ei-

ner berechenbaren und in der Altersstruktur ausgewogenen Personalplanung und die 

Förderung der Einstellung jüngerer Arbeitnehmer lassen sich nämlich immer zur Recht-

fertigung einer Altersgrenze heranziehen.“122 Aktuellere Rechtsprechung des EuGH gibt 

es diesbezüglich nicht, was darauf zurückzuführen sein könnte, dass durch die konse-

quent billigende Linie des EuGH mittlerweile eine gewisse Rechtssicherheit bei den na-

tionalen Gerichten bestehen dürfte. 

5 Ein Recht auf Weiterbeschäftigung als mögliche gesetzli-
che Neuerung 

Allein der Umstand, dass eine solche Regelung europarechtlich zulässig ist, bedeutet 

nicht, dass diese auch arbeitsmarktpolitisch sinnvoll ist. Ein Recht auf Weiterbeschäfti-

gung als subjektiver Anspruch des Einzelnen gegenüber seinem Dienstherrn bzw. Ar-

beitgeber könnte aus einer Vielzahl von Gründen positive Auswirkungen auf die Arbeits-

marktpolitik haben. Ebenso stehen dieser Möglichkeit allerdings auch Hürden gegen-

über, welche es zu beachten gilt. 

                                                
120 Krebber 2013: Europäisches Arbeitsrecht vor dem Gerichtshof der Europäischen Union im Jahre 2012, 
S. 146 [Zugriff am 18.02.2023]. 
121 Vgl. Dokument Nr. 9, S. 1 f. [Zugriff am 18.02.2023]. 
122 Bauer 2010: EuGH: Beendigung des Arbeitsverhältnisses bei Erreichen des Rentenalters (beck-online). 
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Das Recht auf Weiterbeschäftigung soll in diesem Fall so ausgestaltet sein, dass von 

der in § 10 Satz 3 Nr. 5 AGG eröffneten Möglichkeit, der automatischen Beendigung des 

Arbeitsverhältnisses mit Erreichen der Regelaltersgrenze, kein Gebrauch gemacht wird. 

Damit wären unbefristete Arbeitsverträge, sofern einzelvertraglich nichts Anderweitiges 

vereinbart wurde, tatsächlich auf unbestimmte Zeit geschlossen. Dazu müssten sich ent-

weder die Tarifparteien entschließen die Möglichkeit des AGG nicht zu nutzen oder der 

Gesetzgeber streicht diese Passage generell aus dem AGG. In der Gleichbehandlungs-

rahmenrichtlinie ist diese Möglichkeit ohnehin nicht explizit vorhanden. Dass diese Pra-

xis nach den dargestellten Urteilen des EuGH auch in anderen Mitgliedsstaaten der EU 

üblich zu sein scheint, darf kein alleiniger Entscheidungsgrund für die hiesige Regelung 

sein. Gezeigt wurde auch, dass die automatische Beendigung des Arbeitsverhältnisses 

europarechtlich unbedenklich ist, allerdings besteht keine Pflicht davon Gebrauch zu 

machen. 

Wenn dem Bediensteten ein Recht auf Weiterbeschäftigung gewährt wird, so bedeutet 

das für die einzelne Behörde im Umkehrschluss eine Pflicht zur Ermöglichung dieser. 

Denn Ansprüche sind einklagbar; privatrechtliche der Angestellten auf dem Zivilrechts-

weg bzw. beamtenrechtliche auf dem Verwaltungsrechtsweg.123 

Um die Auswirkungen dieses Vorschlages zu analysieren, wird die „Arbeitshilfe zur Ge-

setzesfolgenabschätzung“ des Bundesministeriums des Innern aus dem Jahr 2009 her-

angezogen.124 Dieses Kapitel orientiert sich lose an den darin empfohlenen Arbeitsschrit-

ten. Gesetzesfolgen werden als die „wesentlichen Auswirkungen des Gesetzes“125, mit-

hin „die beabsichtigten Wirkungen und die unbeabsichtigten Nebenwirkungen“126 defi-

niert. 

                                                
123 Vgl. § 54 Abs. 1 BeamtStG. 
124 Vgl. Bundesministerium des Innern 2009: Arbeitshilfe zur Gesetzesfolgenabschätzung [Zugriff am 
18.02.2023]. 
125 § 44 Abs. 1 Satz 1 Gemeinsame Geschäftsordnung der Bundesministerien. 
126 § 44 Abs. 1 Satz 2 Gemeinsame Geschäftsordnung der Bundesministerien. 
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Abbildung 1: Empfohlene Arbeitsschritte zur Gesetzesfolgenabschätzung127 

Der erste Schritt, die „Analyse des Regelungsfeldes“ dient hierbei vor allem dazu, ein 

zugrunde liegendes Problem des Regelungsfeldes darzustellen und zu analysieren. Es 

werden Missstände aufgezeigt und die Problemursachen genannt.128 Dieser Schritt soll 

insofern erfolgen, dass aktuelle Probleme, vor allem in Bezug auf das Rentensystem 

und auf den Fachkräftemangel, in Kapitel 5.1 analysiert werden. Das Recht auf Weiter-

beschäftigung würde diesen Problemen entgegenwirken. Die derzeitigen rechtlichen Ge-

gebenheiten wurden bereits in den vorangegangenen Kapiteln erörtert. Außerdem 

würde die Freiheit des einzelnen Beschäftigten gestärkt, einen selbstbestimmten Ren-

teneintritt vorzunehmen. Durch die Kohärenz von aktuellen Problemen und Zielen des 

möglichen Gesetzesvorschlags, wird der zweite Schritt im Verbund mit dem Ersten 

                                                
127 Ausschnitt aus Bundesministerium des Innern 2009: Arbeitshilfe zur Gesetzesfolgenabschätzung, S. 6 
[Zugriff am 18.02.2023]. 
128 Vgl. Bundesministerium des Innern 2009: Arbeitshilfe zur Gesetzesfolgenabschätzung, S. 6 [Zugriff am 
18.02.2023]. 
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durchgeführt. Die Ziele finden sich ebenso in Kapitel 5.1. In Kapitel 5.3 erfolgt ein kon-

kreter Bezug des Themas auf Behörden. 

Als gewissermaßen zusätzlicher Schritt werden in Kapitel 5.2 die aktuellen Entwicklun-

gen der Thematik dargestellt, um ein umfassenderes Bild der politischen Pläne und ge-

sellschaftlichen Meinung diesbezüglich zu zeichnen. 

Die Schritte drei und vier dienen dazu, dass unterschiedliche Wege der Zielerreichung 

gefunden werden, die mit dem Status quo verglichen werden können. Insgesamt würde 

dann ein ausführlicher Vergleich folgen, der alle Regelungsalternativen beinhaltet und 

unter anderem deren Auswirkungen, Risiken, Umsetzbarkeit oder Effizienz bewertet.129 

Diese werden so modifiziert, dass in den Kapiteln 5.4 – 5.7 erst die umfassende Analyse 

des unbedingten Rechts auf Weiterbeschäftigung und dessen Folgen erfolgt, da sich 

diese Arbeit insbesondere damit beschäftigt. Daran anknüpfend werden in Kapitel 5.8 

alternative Lösungsansätze charakterisiert und deren Abweichung von den Folgen des 

Ausgangsvorschlages dargestellt. Der Fokus liegt allerdings nicht auf den Regelungsal-

ternativen wie bei einer regulären prospektiven Gesetzesfolgenabschätzung.130 

Abschließend erfolgt im fünften Schritt die Klärung der aufgeworfenen Frage, ob ein 

Recht auf Weiterbeschäftigung eingeführt werden sollte oder ob gegebenenfalls andere 

Regelungsalternativen zielführender erscheinen. Dieser Teil findet sich im Fazit dieser 

Arbeit. 

5.1 Ausgangspunkt des Vorschlages 

Vor allem die aktuelle Belastung des Rentensystems in Verbindung mit dem bestehen-

den Fachkräftemangel in den Unternehmen bzw. Behörden lässt der Fragestellung, ob 

ein solches Recht angestrebt werden sollte, praktische Bedeutung zukommen. Zusätz-

lich würden Arbeitnehmerrechte und -freiheiten gestärkt werden. 

5.1.1 Aktuelle Rentensituation – eine Belastung des Rentensystems 

Um die derzeitige gesellschaftliche Situation in Bezug auf das Rentensystem darzustel-

len, bietet es sich an auf diverse Statistiken einzugehen und damit einhergehende Prob-

leme aufzuzeigen, denen ein Recht auf Weiterbeschäftigung entgegenwirken könnte.  

Der allgemein bekannte demografische Wandel trägt unbestritten zur Verschärfung der 

aktuellen Rentensituation bei. 

Die in Anhang 1 beigefügte, vom Statistischen Bundesamt veröffentlichte, Darstellung 

zum Altersaufbau Deutschlands zeigt deutlich, worin das Problem der aktuellen 

                                                
129 Vgl. Bundesministerium des Innern 2009: Arbeitshilfe zur Gesetzesfolgenabschätzung, S. 8 ff. [Zugriff 
am 18.02.2023]. 
130 Für Begrifflichkeit vgl. ebd., S. 4. 
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Entwicklung liegt. Die größte Altersgruppe ist im Bereich zwischen ungefähr 55 und 65 

zu finden. Diese sogenannte Generation der Babyboomer ist in der Nachkriegszeit ge-

boren worden, was ein nicht nur in Deutschland zu beobachtendes Phänomen war.131 

Da bei jener Altersgruppe ein Renteneintritt innerhalb der nächsten Jahre unmittelbar 

bevorsteht, muss sich die Deutsche Rentenversicherung aufgrund steigender Rentner-

zahlen auf steigende Kosten einstellen. 

Gleichzeitig ist aus dem Diagramm ersichtlich, dass die Anzahl von Kindern und jungen 

Erwachsenen wesentlich geringer als noch 1990 ist. Damit kommen weniger neue Ar-

beitnehmer auf den Arbeitsmarkt, die Beiträge zur Rentenversicherung zahlen. Es ist 

folglich nicht mit zukünftig stark wachsenden Einnahmen durch Beiträge zu rechnen. 

Problematisch ist dies vor allem aus dem Grund, dass die Rentenversicherung nach dem 

Umlageverfahren ausgestaltet ist. Das bedeutet, dass die laufenden Rentenzahlungen 

aus den Beiträgen der aktiven Arbeitnehmer finanziert werden.132 Bereits heute bedarf 

es eines jährlichen Zuschusses aus dem Bundeshaushalt an die Deutsche Rentenver-

sicherung, da die Einnahmen die Ausgaben nicht mehr allein decken können. 2023 wer-

den dafür Mittel in Höhe von 111,9 Milliarden Euro veranschlagt,133 was ungefähr 30 

Prozent der Ausgaben, die die Deutsche Rentenversicherung jährlich leisten muss, ent-

spricht.134 Bei einem für 2023 veranschlagten Bundeshaushaltsvolumen von rund 476 

Milliarden Euro für Ausgaben ist dieser Betrag für den Bund in der Höhe von enormer 

Bedeutung.135 

Zusätzlich ist ersichtlich, dass die Lebenserwartung in Deutschland weiter steigt136, wo-

raus auch immer höhere Rentenbezugsdauern resultieren.137 Die vom Statistischen Bun-

desamt herausgegebene Sterbetafel für 2018/2020 errechnet für neugeborene Jungen 

eine Lebenserwartung von 78,6 Jahren, für neugeborene Mädchen sogar 83,4 Jahre. Im 

Vergleich zu Neugeborenen aus 1993/1995 sind das zusätzliche 5,6 Jahre bei Jungen 

und 3,9 Jahre bei Mädchen.138 Zwischen 1996 und 2021 ist die durchschnittliche Ren-

tenbezugsdauer von Männern von 13,6 auf 18,8 Jahre gestiegen, die der Frauen von 

18,5 auf 22,1 Jahre.139 Durch diesen Anstieg der Bezugsdauer wegen höherer Lebens-

dauer müssen Renten insgesamt länger gezahlt werden, was wiederum zu höheren Aus-

gaben der Deutschen Rentenversicherung führen wird. 

                                                
131 Vgl. Menning, Hoffmann 2009: Die Babyboomer – ein demografisches Porträt, S. 6 [Zugriff am 
22.02.2023]. 
132 Vgl. Börsch-Supan 2000: Was für die Kapitaldeckung und was für das Umlageverfahren spricht, S. 2 
[Zugriff am 22.02.2023]. 
133 Vgl. Dokument Nr. 4, S. 15 in Einzelplan 11 [Zugriff am 22.02.2023]. 
134 Vgl. Dokument Nr. 6 [Zugriff am 22.02.2023].  
135 Vgl. Dokument Nr. 4, S. 36 in Gesamtplan [Zugriff am 22.02.2023]. 
136 Vgl. Anhang 2. 
137 Vgl. Anhang 3. 
138 Vgl. Statistisches Bundesamt 2021: Sterbetafel 2018/2020, S. 20 [Zugriff am 23.02.2023]. 
139 Vgl. Anhang 3. 
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Zusammengefasst ist festzuhalten, dass bei zukünftig mehr Rentnern und steigender 

Lebenserwartung die Ausgaben der Deutschen Rentenversicherung zwangsläufig stei-

gen werden. Gleichzeitig wird aber die Anzahl der Beitragszahler abnehmen, die für die 

Finanzierung des Systems sorgen müssen. Der Bundeshaushalt wird durch die benötig-

ten Zuschüsse stark beansprucht. Ziel muss es sein, eine Suche nach Finanzierungs-

möglichkeiten zu forcieren. Wenn Arbeitnehmern eine Weiterbeschäftigung über das 

Rentenalter hinaus ermöglicht werden würde, dann würden Ausgaben verringert, da die 

Arbeitnehmer noch keine Rente beanspruchen, während gleichzeitig Einnahmen erhöht 

werden würden, indem länger Beiträge einfließen. Daraus ergibt sich, dass ein Verbleib 

im Berufsleben als für das Rentensystem vorteilhaft angesehen werden kann, da dieses 

dadurch entlastet werden würde. 

5.1.2 Fachkräftemangel 

Allgegenwärtig ist ebenso der mittlerweile auch der breiten Masse der Gesellschaft be-

kannte Fachkräftemangel. In einem Gutachten des Kompetenzzentrums Fachkräftesi-

cherung, einem Projekt des Instituts der deutschen Wirtschaft im Auftrag des Bundes-

ministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz,140 wurde die Zahl der im Dezember 2022 

„offenen Stellen für Qualifizierte [auf] gut 1,2 Millionen“141 beziffert. Dadurch sei der Man-

gel an Fachkräften nach wie vor auf einem hohen Niveau.142 

Konkret für den öffentlichen Dienst nennt eine weitere Studie eine Fachkräftelücke von 

derzeit ungefähr 450.000 Bediensteten, bis 2030 wird sogar ein Mangel von ca. einer 

Million Bediensteten prognostiziert.143 Die Studie schlägt im weiteren Verlauf Lösungs-

ansätze für dieses Problem vor. Dabei wird unterteilt in einerseits die Steigerung des 

Arbeitsangebotes an Fachkräften und andererseits die Reduktion der Nachfrage an sol-

chen. Neben Vorschlägen wie der schnelleren Digitalisierung der Verwaltung oder der 

Erleichterung von Quereinstiegen, schlagen die Autoren der Studie als Handlungsemp-

fehlung eine Flexibilisierung des Renten- und Pensionseintrittes vor.144 Dieser Vorschlag 

überschneidet sich mit dem in dieser Arbeit aufgeworfenen Recht auf Weiterbeschäfti-

gung, ermöglicht er doch eine längere Nutzung der Arbeitskraft von Bediensteten, die 

den Wunsch nach einer weitergehenden Beschäftigung haben, aber durch die Behörde 

keine Erlaubnis erhalten und somit gegen ihren Willen in Rente oder Pension übergehen. 

Politisch versucht man dem Fachkräftemangel derzeit entgegenzuwirken, indem man 

die Zuwanderung von Fachkräften erleichtert. Das zu diesem Zweck ausgearbeitete 

                                                
140 Vgl. Dokument Nr. 13 [Zugriff am 23.02.2023]. 
141 Köhne-Finster; Tiedemann: Fachkräftereport Dezember 2022, S. 1 [Zugriff am 23.02.2023].  
142 Vgl. ebd. 
143 Vgl. Bernnat et al. 2022: Fachkräftemangel im öffentlichen Sektor, S. 6 [Zugriff am 23.02.2023]. 
144 Vgl. Anhang 4. 
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Fachkräfteeinwanderungsgesetz, welches 2019 beschlossen wurde,145 sorgte dabei für 

wirkungsvolle Änderungen vor allem im Aufenthaltsgesetz.146 Das Fachkräfteeinwande-

rungsgesetz sieht „letztlich nur punktuelle Änderungen vor. Diese verbessern die Mög-

lichkeit zur Anwerbung von Fachkräften allerdings nicht unerheblich.“147 Die zu diesem 

Zeitpunkt amtierende Bundesregierung wählte demnach diesen Weg als eine Maß-

nahme, um den beschriebenen arbeits- und rentenpolitischen Problemen entgegenzu-

wirken. Dass dies aber nicht ausreichend sein wird, um die Probleme endgültig zu lösen, 

darüber besteht Einigkeit.148 Folglich müssen Überlegungen zu weiteren Maßnahmen 

erfolgen.  

Ziel muss es insgesamt sein, eine Versorgung des Arbeitsmarktes mit Fachkräften dau-

erhaft und nachhaltig zu gewährleisten. Außerdem ist es von enormer Bedeutung das 

Rentensystem größtmöglich zu entlasten, denn die in den nächsten Jahren voraussicht-

lich steigende Anzahl an Altersrentnern in Verbindung mit der kontinuierlich steigenden 

Lebenserwartung der Gesellschaft wird das Rentensystem weiter belasten. Ein mögli-

cher Ansatz, beide Problematiken gleichermaßen anzugehen, könnte sein, den derzeit 

arbeitstätigen Teil der Bevölkerung möglichst lange in Beschäftigung und Beruf zu hal-

ten. Da dies nicht gegen den Willen derjenigen erfolgen kann, müssen Mittel und Wege 

diese höchstpersönliche Entscheidung unterstützen und erleichtern. Ein Recht auf Wei-

terbeschäftigung könnte dabei in der Form unterstützend wirken, dass ein Verbleib auf 

dem Arbeitsmarkt für Arbeitnehmer so mit weniger Hürden verbunden wäre, denn es 

müsste kein neuer Arbeitsvertrag geschlossen werden. Ein Verbleib im Beruf wäre damit 

mangels Organisationsaufwand für den Einzelnen attraktiver und es ist vorstellbar, dass 

sich dadurch einige Personen dazu entscheiden würden, nicht exakt mit Erreichen der 

Regelaltersgrenze in Rente zu gehen, sondern noch einige Zeit im Beruf verbleiben, um 

den Renteneintritt selbstbestimmt vorzunehmen. 

5.2 Bedeutung aktueller Entwicklungen 

Sowohl gesellschaftlich als auch politisch gilt es, die derzeitigen Entwicklungen in die 

Prüfung eines Rechts auf Weiterbeschäftigung einzubeziehen, da diese unweigerlich 

miteinander verbunden sind. Ein Anspruch darauf berufstätig zu bleiben kann keine Wir-

kung gegen die in Kapitel 5.1 eruierten Probleme entfalten, wenn er gesellschaftlich 

keine Akzeptanz erfahren bzw. wenn er politisch unbeachtet gelassen werden würde. 

                                                
145 Vgl. BGBl. I S. 1307. 
146 Vgl. Art. 1 Fachkräfteeinwanderungsgesetz. 
147 Mävers 2020: Das Fachkräfteeinwanderungsgesetz – ein Überblick und Ausblick, S. 81 (beck-online). 
148 Vgl. ebd., S. 84, vgl. Zeitschrift für Ausländerrecht und Ausländerpolitik 2020, S. 155 (beck-online). 
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5.2.1 Gesellschaftliche Entwicklungen 

Bezogen auf das Thema der Arbeit ist an vorderster Stelle zu überprüfen, ob der Wunsch 

nach Weiterbeschäftigung überhaupt bei den Arbeitnehmern besteht. 

Neben der Regelaltersrente gibt es weitere Möglichkeiten des Bezuges einer Alters-

rente. So gibt es beispielsweise die Altersrente für langjährig Versicherte149 sowie für 

besonders langjährig Versicherte150, die beide eine vorzeitige Inanspruchnahme der Al-

tersrente vor Erreichen der Regelaltersgrenze ermöglichen. Laut einer von der Deut-

schen Rentenversicherung veröffentlichten Statistik wurden im Jahr 2021 insgesamt 

858.368 Zugänge an Versichertenrenten wegen Alters gezählt. Davon entfielen lediglich 

358.403 auf Regelaltersrenten, 445.580 hingegen auf Renten für (besonders) langjährig 

Versicherte.151 Das bedeutet, dass nur rund 41,8 % der Neurentner regulär zur Regelal-

tersgrenze in Rente gegangen sind, rund 51,9 % hingegen sind vorzeitig in Rente ge-

gangen, trotz dass dafür unter Umständen Abschläge in Kauf genommen werden müs-

sen.152 In den vorangegangenen Jahren weist die Statistik ähnliche prozentuale Verhält-

nisse auf. Daraus lässt sich ableiten, dass ein großer Teil der Bevölkerung um das Ren-

tenalter kein Interesse an einer Weiterbeschäftigung hat, sondern gegenteilig sogar die 

vorzeitige Inanspruchnahme der Altersrente nutzt. Die praktische Relevanz der Frage-

stellung nach einem Recht auf Weiterbeschäftigung muss folglich relativiert werden und 

nicht als für jeden Beschäftigten von Bedeutung gesehen werden. 

Dennoch ist auch die Sichtweise derer, die über die Regelaltersgrenze hinaus arbeiten 

bzw. gerne arbeiten würden zu berücksichtigen. Diesem Wunsch kommt auch gesell-

schaftlich wachsende Bedeutung zu, denn „Erwerbstätigkeit im Ruhestand ist heute we-

sentlich stärker verbreitet als noch Mitte der 1990er Jahre.“153 Das Institut für Arbeits-

markt- und Bildungsforschung der Bundesagentur für Arbeit erforscht seit 2006 in einer 

Studie fortlaufend die Themen Armut, Sozialleistungsbezug und Erwerbstätigkeit. 2018 

erfolgte erstmals eine Befragung zu Motiven für Erwerbstätigkeit im Rentenalter, die in 

einem Bericht ausgewertet wurde.154 

Die diesem Bericht entnommene Tabelle in Anhang 5 zeigt die klaren Verteilungsver-

hältnisse zwischen Erwerbstätigen und Nicht-Erwerbstätigen Rentnern auf, die auch 

durch die vorangegangenen Zahlen der Deutschen Rentenversicherung gestützt wer-

den. Ein großer Teil scheint eine weitergehende Beschäftigung für sich persönlich 

                                                
149 Vgl. § 36 SGB VI. 
150 Vgl. § 38 SGB VI. 
151 Vgl. Deutsche Rentenversicherung Bund: Rentenversicherung in Zeitreihen, S. 62 [Zugriff am 
19.02.2023]. 
152 Vgl. § 77 Abs. 2 Nr. 2 lit. a SGB VI. 
153 Romeu Gordo 2022: Rentnerinnen und Rentner am Arbeitsmarkt, S. 1 [Zugriff am 19.02.2023]. 
154 Vgl. Romeu Gordo 2022: Rentnerinnen und Rentner am Arbeitsmarkt, S. 9 [Zugriff am 19.02.2023]. 
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abzulehnen. Dennoch gaben 15 % der Rentner in der Altersgruppe von 65 bis 69 Jahren 

an, weiterhin erwerbstätig zu sein. In der Altersgruppe 70 bis 74 Jahre sind es noch 

12,9 %. Bei ca. 18,5 Mio. Menschen, die eine Altersrente beziehen,155 ist es allerdings 

fraglich wie belastbar eine Stichprobe von 1.774 Teilnehmern tatsächlich ist. Im weiteren 

Verlauf der Studie wurde für die Altersgruppe von 65 bis 74 erforscht welche Art der 

Beschäftigung vorliegt. In über zwei Dritteln der Fälle handelte es sich um eine gering-

fügige Beschäftigung und in 22,5 % der Fälle um Selbstständige oder mithelfende Fami-

lienangehörige. Nur 10 % der erwerbstätigen Rentner dieser Altersgruppe übten eine 

sozialversicherungspflichtige Tätigkeit aus.156 Die Gründe, aus denen sich die Befragten 

dennoch für eine Erwerbstätigkeit entschieden haben, sind vielfältig. 

Aus der Abbildung, die in Anhang 6 übernommen wurde, geht auffällig hervor, dass die 

finanzielle Situation in über der Hälfte der Fälle nicht als Motiv genannt wurde. Es waren 

somit vor allem intrinsisch motivierte Gründe157, die die Menschen dazu bewegten er-

werbstätig zu bleiben. Frauen gaben dabei die finanzielle Situation jedoch bedeutend 

häufiger als Grund an. Allerdings ist zu beachten, dass hier die Stichprobengröße mit 

183 Antworten noch geringer ausfällt, weshalb hier eine Verallgemeinerung der Aussage 

durchaus fraglich ist. Dennoch sind die Ergebnisse dieser Studie ein Indiz für die aktuelle 

gesellschaftliche Stimmung. In Verbindung mit den Statistiken der Deutschen Renten-

versicherung lässt sich erkennen, dass eine Weiterbeschäftigung nach Renteneintritt 

wohl nur einen geringen Teil der Bevölkerung betrifft. 

5.2.2 Politische Entwicklungen 

Die hohe Quote an Frührentnern ist auch der Politik nicht verborgen geblieben, ist diese 

doch durch die gesetzliche Ermöglichung des vorzeitigen Rentenbeginns gewisserma-

ßen daran beteiligt. Vor allem die abschlagsfreie Rente für besonders langjährig Versi-

cherte, die 2012 eingeführt wurde,158 erfreut sich großer Beliebtheit. Seit 2015 wird jähr-

lich die Anzahl von 200.000 Neurentnern, die von dieser Regelung Gebrauch machen, 

überschritten, was immerhin über ein Viertel der jährlich neu bewilligten Renten dar-

stellt.159 Der aktuell amtierende Bundeskanzler Olaf Scholz äußerte sich im Dezember 

2022 skeptisch ob dieses Umstandes und plädierte dafür, dass zukünftig mehr Men-

schen erst mit Erreichen der Regelaltersgrenze in Rente gehen sollen. Begründet wird 

dies wiederum mit dem bereits thematisierten Arbeitskräftemangel. Konkrete Vorschläge 

                                                
155 Vgl. Deutsche Rentenversicherung Bund: Rentenversicherung in Zeitreihen, S. 170 [Zugriff am 
19.02.2023]. 
156 Vgl. Romeu Gordo 2022: Rentnerinnen und Rentner am Arbeitsmarkt, S. 3 [Zugriff am 19.02.2023]. 
157 Für Begrifflichkeit vgl. Hennecke, Brandstätter: Intrinsische Motivation, S. 2. 
158 Vgl. BeckOGK/Gürtner, SGB VI § 38 Rn. 1 (beck-online). 
159 Vgl. Deutsche Rentenversicherung Bund: Rentenversicherung in Zeitreihen, S. 62 [Zugriff am 
19.02.2023]. 
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und Maßnahmen werden allerdings nicht vorgestellt.160 Es lässt sich dennoch erkennen, 

dass die aktuellen Probleme des Arbeitsmarktes auch die politischen Akteure beschäfti-

gen.  

Weiterhin wird dies ersichtlich, indem sich nicht nur der Bundeskanzler, sondern auch 

weitere Politiker zu jener Thematik äußern. So reagierte der stellvertretende Bundesvor-

sitzende161 der regierungsbeteiligten FDP, Johannes Vogel, auf den Vorstoß des Bun-

deskanzlers und schlug eine Abschaffung des Renteneintrittsalters vor.162 Er wird zitiert 

mit der Aussage: „Niemand muss den Menschen mehr vorschreiben, wann sie in Rente 

zu gehen haben.“163 Dabei verweist er auf das „schwedische Modell“, das bei frühem 

Renteneintritt geringere und bei späterem Renteneintritt höhere Rentenzahlungen bein-

halte, wobei auf eine feste Altersgrenze verzichtet werde.164 Bereits im Koalitionsvertrag 

der Regierungsparteien auf Bundesebene wurde 2021 festgehalten, worauf es den Par-

teien ankommt: „Gemeinsam mit den Sozialpartnern werden wir in einen gesellschaftli-

chen Dialogprozess darüber eintreten, wie Wünsche nach einem längeren Verbleib im 

Arbeitsleben einfacher verwirklicht werden können und dabei insbesondere einen flexib-

len Renteneintritt nach skandinavischem Vorbild und die Situation besonders belasteter 

Berufsgruppen in die Diskussion mit einbeziehen.“165 Ein Recht auf Weiterbeschäftigung 

ist hierbei nicht explizit benannt, doch eine Abschaffung der Regelaltersgrenze würde 

ähnliche Auswirkungen haben, denn Beschäftigte könnten ihren Renteneintritt selbst be-

stimmen. 

Dass der Arbeitsmarkt einen Bedarf an Arbeitskräften aufweist, wurde bereits dargelegt. 

Wie drastisch dieser Bedarf mancherorts sein kann, zeigt ein aktuelles Beispiel aus der 

Stadt Berlin. Der aktuelle Bedarf an Lehrkräften ist so enorm, dass der Senat die Not-

wendigkeit sah, ein Gesetz zur Sicherstellung der Unterrichtsversorgung in das Abge-

ordnetenhaus einzubringen, welches letztlich, als Gesetz zur Bindung der Lehrkräfte an 

das Land Berlin,166 am 09.02.2023 verabschiedet wurde.167 „Zum Beginn des Schuljah-

res 2022/2023 fehlten an Berliner Schulen etwa 1.000 Lehrkräfte. Diesen Mangel kön-

nen die 325 pensionierten Lehrenden, die in diesem Jahr in Berlin arbeiten, nicht aus-

gleichen.“168 Mit dem verabschiedeten Gesetz wurde die Hinzuverdienstgrenze, ab der 

das zusätzliche Einkommen auf die Pension angerechnet wird, ausgesetzt.169 

                                                
160 Vgl. Dokument Nr. 16 [Zugriff am 17.02.2023]. 
161 Vgl. Dokument Nr. 8 [Zugriff am 17.02.2023]. 
162 Vgl. Dokument Nr. 15 [Zugriff am 17.02.2023]. 
163 Ebd. 
164 Vgl. ebd. 
165 Dokument Nr. 7, S. 74 f. [Zugriff am 18.02.2023]. 
166 Vgl. Dokument Nr. 2, S. 1 [Zugriff am 20.02.2023]. 
167 Vgl. Dokument Nr. 3, S. 2355 [Zugriff am 20.02.2023]. 
168 Dokument Nr. 17 [Zugriff am 20.02.2023]. 
169 Vgl. Dokument Nr. 1, S. 8, 20 [Zugriff am 20.02.2023]. 
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Verbeamtete Lehrer im Ruhestand haben somit einen gesteigerten finanziellen Anreiz 

wieder zu unterrichten, da sie ihre Pension in voller Höhe erhalten, nebst ihrem Zuver-

dienst. Die Wirksamkeit dieser Maßnahme bleibt abzuwarten.  

Ähnliches wurde auch im SGB VI für alle Arbeitnehmer geregelt. Die früher bestehende 

Hinzuverdienstgrenze nach § 34 SGB VI a. F. wurde zum 01.01.2023 aufgehoben.170 

Somit ist eine Nebentätigkeit für Rentner finanziell attraktiver gestaltet worden. 

Insgesamt zielen die dargestellten aktuellen politischen Bemühungen darauf ab, dass 

Arbeitnehmern die Entscheidung zur weitergehenden Beschäftigung jenseits der Regel-

altersgrenze erleichtert wird. Diese Entwicklung ist allerdings keine Neuheit, denn bereits 

seit Jahren gilt: „Nicht das frühe Ausscheiden aus dem Arbeitsleben, um nachrückenden 

Jahrgängen Platz zu machen, sondern die Verlängerung des Arbeitslebens, um die 

Funktionsfähigkeit von Wirtschaft und sozialen Sicherungssystemen aufrecht zu erhal-

ten, wird daher von weiten Teilen der Politik sowohl auf europäischer als auch auf nati-

onaler Ebene als Gebot der Stunde angesehen.“171 Es erscheint als politisch denkbar, 

dass ein solches Recht auf Weiterbeschäftigung diskutiert werden könnte. Die Betrach-

tung muss allerdings im Lichte der allgemein vorherrschenden Mangelsituation an Ar-

beitskräften und Belastungen des Rentensystems gesehen werden. Einen rechtlichen 

Anspruch auf Weiterbeschäftigung zu gewähren wäre ein (aktuell womöglich probates) 

Mittel diese Probleme zu bekämpfen, könnte allerdings zukünftig zur Belastungsprobe 

für den Arbeitsmarkt werden, wenn es wieder Zeiten von hoher Arbeitslosigkeit durch 

einen Überschuss an Arbeitskräften geben sollte. 

5.3 Konkrete Bedeutung des Themas für Behörden 

Der öffentliche Dienst hat ebenso mit dem Problem des Fachkräftemangels zu kämpfen 

wie der restliche Arbeitsmarkt.172 Folglich wäre jede Form der weitergehenden Beschäf-

tigung eine derzeit benötigte Unterstützung.  

5.3.1 Umfrage zur Einordnung in die Praxis 

Da nach aktueller Rechtslage die Möglichkeit des Hinausschiebens des Renteneintritts 

bei Bediensteten innerhalb des öffentlichen Dienstes besteht,173 stellt sich die Frage, wie 

aktiv davon innerhalb von Behörden Gebrauch gemacht wird bzw. wie oft eine weiterge-

hende Beschäftigung von Bediensteten überhaupt angefragt wird. Dazu wurden im Rah-

men dieser Arbeit die Bundesministerien sowie die Staatsministerien, Landkreise und 

kreisfreien Städte Sachsens angefragt. Der Wortlaut der Fragen ist aus Anhang 7 zu 

                                                
170 Vgl. Fußnote im Gesetz zu § 34 SGB VI (beck-online). 
171 Scholz 2012: Das Verbot der Altersdiskriminierung bei der Begründung und Beendigung von Arbeits-
verhältnissen, S. 6 f. [Zugriff am 23.02.2023]. 
172 Vgl. Kapitel 5.1.2. 
173 Vgl. Kapitel 3.1.1 und 3.1.2. 
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entnehmen. Die Fragen zielten darauf ab, die derzeitige Praxis abzubilden und den Um-

fang zu ermitteln. Deshalb wurde nach Konzepten innerhalb der Behörde zur weiterge-

henden Beschäftigung gefragt, ob ein Konsens darüber besteht, dass Weiterbeschäfti-

gungen erwünscht sind bzw. kritisch gesehen werden und die Anzahl an Fällen innerhalb 

der letzten fünf Jahre, in denen eine weitergehende Beschäftigung beantragt, genehmigt 

bzw. abgelehnt wurde.  

Alle Zitate und Daten, auf die sich im Folgenden bezogen wird, gehen aus den Antworten 

der Behörden hervor. Diese sind in Anhang 8 wortgetreu aus den per Mail erhaltenen 

Antworten übernommen worden. 

Auf Bundesebene wurde durch das Bundesministerium des Innern und für Heimat be-

stätigt, dass es neben den bestehenden beamtenrechtlichen bzw. tarifvertraglichen An-

forderungen innerhalb der Behörde keine Konzepte gibt, um weitergehende Beschäfti-

gung zu ermöglichen bzw. den Umgang damit zu regeln.174 Das Bundesministerium für 

Wirtschaft und Klimaschutz nennt zwar ein Konzept, allerdings scheint dies nur eine Be-

schreibung des Verwaltungsvorgangs zu sein ohne strategisch zu verfolgende Ziele.175 

Dass keine strategischen Konzepte vorliegen, könnte auf die insgesamt sehr geringe 

Anzahl an Fällen zurückzuführen sein. Statische Erhebungen dazu gibt es in keinem der 

drei Bundesministerien,176 aber in der Größenordnung wird die Anzahl vom Bundesmi-

nisterium der Finanzen als „äußerst selten“177 angegeben. Auch das Bundesministerium 

für Wirtschaft und Klimaschutz nennt eine „einstellige Zahl (1 bis ca. 5)“178 an Fällen pro 

Jahr, was bei einem Ministerium mit 1.979 Planstellen für Beamte179 und 477 Stellen für 

Arbeitnehmer180 im Jahr 2023 in der Praxis tatsächlich ein zu vernachlässigender Um-

fang ist. Das Bundesministerium des Innern und für Heimat beantwortete die Frage nach 

einem grundsätzlichen Konsens über eine Weiterbeschäftigung trotzdem wie folgt: „Wei-

terbeschäftigungen über die Regelaltersgrenze hinaus werden im Einzelfall innerhalb 

des geltenden Rechtsrahmens im dienstlichen Interesse ermöglicht und insofern im je-

weiligen Einzelfall begrüßt.“181 Das Instrument der Weiterbeschäftigung scheint, trotz 

seltener Nutzung, demnach eines zu sein, das wohlwollend aufgenommen und gehand-

habt wird. 

Auch auf Landesebene Sachsens verneinten alle antwortenden Ministerien, die Staats-

kanzlei und der Rechnungshof ein existieren eines Konzeptes über eine Beschäftigung 

                                                
174 Vgl. Anhang 8, Lfd. Nr. 3. 
175 Vgl. Anhang 8, Lfd. Nr. 6. 
176 Vgl. Anhang 8, Lfd. Nr. 2, 5, 8. 
177 Anhang 8, Lfd. Nr. 2. 
178 Anhang 8, Lfd. Nr. 8. 
179 Vgl. Dokument Nr. 4, S. 69 in Gesamtplan [Zugriff am 25.02.2023]. 
180 Vgl. Dokument Nr. 4, S. 77 in Gesamtplan [Zugriff am 25.02.2023]. 
181 Anhang 8, Lfd. Nr. 4. 
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nach Erreichen der Regelaltersgrenze.182 Ein grundsätzlicher Konsens, ob eine Weiter-

beschäftigung erwünscht ist bzw. kritisch gesehen wird, existiert in neun der zehn Be-

hörden nicht, da es sich immer um eine Einzelfallentscheidung handle. Einzig das Säch-

sische Staatsministerium der Finanzen gab an, dass in ihrem Geschäftsbereich „Weiter-

beschäftigungen grundsätzlich erwünscht [sind], sofern im betreffenden Bereich Perso-

nalgewinnungsschwierigkeiten gesehen werden.“183 Weiterhin seien für eine einheitliche 

Handhabung diesbezüglich alle obersten Dienstbehörden über Regelungen informiert 

worden, die die Umsetzung betreffen, beispielsweise durch Musterverträge.184 Das 

Sächsische Staatsministerium für Energie, Klimaschutz, Umwelt und Landwirtschaft 

nannte Demografiepoolstellen185 als nützlich in Bezug auf den Wissenstransfer,186 was 

die Notwendigkeit einer weitergehenden Beschäftigung aus diesem Grund natürlich ver-

ringert. 

 

Abbildung 2: Genehmigte und abgelehnte Anträge auf Weiterbeschäftigung 
sächsischer Landesbehörden aus den letzten 5 Jahren187 

Die insgesamten Fallzahlen zeigen auch auf Landesebene, dass dem Thema aktuell nur 

nachrangige Bedeutung zukommt. Zwar werden die Anträge in aller Regelmäßigkeit ge-

nehmigt, allerdings ist bei einer oft einstelligen Anzahl an Fällen innerhalb von fünf Jah-

ren, weder ein nennenswerter Effekt innerhalb der Behörden in Bezug auf die Wissens-

weitergabe, noch auf die Sicherstellung der Verfügbarkeit von Arbeitskräften anzuneh-

men. Der Grund für die vergleichsweise hohe Anzahl an Fällen im Sächsischen 

                                                
182 Vgl. Anhang 8, Lfd. Nr. 19, 20, 23, 26, 29, 32, 35, 38, 41, 44. 
183 Anhang 8, Lfd. Nr. 21. 
184 Vgl. Anhang 8, Lfd. Nr. 21. 
185 Vgl. Kapitel 5.3.2. 
186 Vgl. Anhang 8, Lfd. Nr. 27. 
187 Eigene Darstellung, vgl. Anhang 8, Lfd. Nr. 22, 25, 37, 40, 46. 
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Staatsministerium der Finanzen liegt darin, dass hier der nachgeordnete Bereich berück-

sichtigt wurde, was bei den anderen Behörden nicht geschah. 

Die Antworten der drei Landkreise Bautzen, Leipzig und Zwickau sowie der Stadt Leipzig 

deuten ebenfalls an, dass hier die praktische Relevanz als gering einzustufen ist. Die 

Fallzahlen werden als gering angegeben.188 Der Landkreis Bautzen berichtet von dem 

gegenteiligen Trend, dass eher ein vorzeitiger Ruhestand angefragt wird,189 der, wie be-

reits in Kapitel 5.2.2 thematisiert, gesellschaftlich wohl eine wesentlich größere Rolle 

spielen dürfte als eine freiwillige Weiterbeschäftigung. 

Insgesamt lässt sich resümieren, dass der Thematik der Hinausschiebung des Renten-

eintritts sowohl auf Bundes-, Landes- und Kommunalebene derzeit eine sehr geringe 

Bedeutung zukommt. Dennoch scheint das Instrument, nicht zuletzt aufgrund häufiger 

Zustimmung zu gestellten Anträgen, durch die Behörden eher positiv wahrgenommen 

zu werden. Über Gründe der geringen Antragszahlen kann keine fundierte Aussage ge-

troffen werden. Es liegt nahe, dass das Interesse der Bediensteten schlicht gering ist. 

Allerdings kann auch nicht ausgeschlossen werden, dass die Möglichkeit der weiterge-

henden Beschäftigung den Bediensteten nicht bekannt ist. Wenn Behörden Bedienstete 

dafür gewinnen wollen, so könnte es sinnvoll sein Beratungsangebote auszubauen. Eine 

anschließende Erfolgskontrolle gibt Aufschluss über die Effektivität dieser Maßnahme. 

Möglicherweise sind sogar Beratungen des Rententrägers für Behörden denkbar, um 

die Vorteile auch ihnen zu vermitteln. 

Im Lichte dessen bleibt allerdings fraglich, ob eine Flexibilisierung des Renteneintritts 

durch den Gesetzgeber tatsächlich insofern positive Auswirkungen hätte, dass sich Be-

dienstete für einen längeren Verbleib im Arbeitsleben entscheiden. Dennoch würde ein 

Recht auf Weiterbeschäftigung den wenigen Bediensteten, die Interesse daran haben, 

eine Beschäftigung auch über die Regelaltersgrenze hinaus ermöglichen. In zukünftig 

möglicherweise folgenden Zeiten ohne Fachkräftemangel könnte die Zustimmungsquote 

der Behörden mangels dienstlichen Interesses durchaus geringer sein. In Bezug auf die 

Gesamtheit der Arbeitnehmerrechte wäre solch ein Recht sicher als Fortschritt zu be-

trachten, wenn ein Renteneintritt nur mit Zustimmung des Bediensteten möglich wäre.  

5.3.2 Personalpool Demografie 

Die in der Umfrage unter den Behörden angesprochenen Demografiepoolstellen, sind 

ein Instrument, das den Landesbehörden Sachsens zur Verfügung steht. Es erfolgt eine 

Berücksichtigung im Haushaltsplan des Landes Sachsen. „Zur Unterstützung des Gene-

rationenwechsels im öffentlichen Dienst sowie zur Gewinnung von qualifiziertem 

                                                
188 Vgl. Anhang 8, Lfd. Nr. 9, 12, 15, 18. 
189 Vgl. Anhang 8, Lfd. Nr. 9. 
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Nachwuchs und zur Fachkräftesicherung wurde im Doppelhaushalt 2017/2018 […] ein 

Personalpool Demografie eingerichtet. Diese Planstellen und anderen Stellen dienen 

dazu, um frühzeitig und vorausschauend zusätzliche Fachkräfte für den bevorstehenden 

Generationenwechsel zu gewinnen, den Wissenstransfer abzusichern und die Hand-

lungs- und Leistungsfähigkeit des Öffentlichen Dienstes im Freistaat Sachsen sicherzu-

stellen.“190 Die steigende Bedeutung lässt sich auch am Umfang dieses Pools erkennen, 

waren es 2020 noch 340 Planstellen, so sind es 2021/2022 bereits 390 vorgesehene 

Planstellen gewesen.191 Dieses Instrument bezieht sich folglich auf die Wissensweiter-

gabe durch Bedienstete, die in naher Zukunft in Rente gehen werden, auf neu einzuar-

beitende Bedienstete, die die Erfahrungen und Abläufe übernehmen sollen. 

 

Abbildung 3: Beispiel der Funktionsweise des Personalpools Demografie192 

Die Abbildung, welche einem Leitfaden des Sächsischen Staatsministeriums des Innern 

zur Nutzung des Personalpools Demografie entnommen wurde, zeigt beispielhaft für den 

Fall einer Übernahme nach der Ausbildung die Funktionsweise. Hierbei wird von drei 

Zeitpunkten mit je einem Altersabgang im Jahr 2023 ausgegangen, zu welchen die je-

weilige Stelle aus haushaltsrechtlichen Gründen erst wieder vergeben werden dürfte.193 

Ein Absolvent, der allerdings bereits im Jahr 2022 die Ausbildung beendet, wird aus 

nachvollziehbaren Gründen nicht bis zu diesem Zeitpunkt warten, sondern sich ander-

weitig orientieren. Durch die Demografiepoolstelle kann hierbei die Nachbesetzung einer 

zukünftig freiwerdenden Stelle bereits frühzeitig geklärt werden und für die zu überbrü-

ckende Zeit ebenjene Stelle aus dem Demografiepool genutzt werden. In der Praxis wird 

dieses Instrument offensichtlich auch gut angenommen. Aus einer Antwort der Sächsi-

schen Staatskanzlei auf eine kleine Anfrage von Valentin Lippmann, einem Mitglied des 

Sächsischen Landtages, geht hervor, dass zum Stand 12.07.2018 bereits 44 Anträge für 

insgesamt 169 Poolstellen vorlagen.194 Dabei ist zu berücksichtigen, dass der 

                                                
190 Dokument Nr. 12, S. 117 [Zugriff am 20.02.2023]. 
191 Vgl. Dokument Nr. 11, S. 123 [Zugriff am 20.02.2023]. 
192 Übernommen aus Dokument Nr. 18, S. 4 [Zugriff am 20.02.2023]. 
193 Vgl. Kapitel 5.6.3. 
194 Vgl. Dokument Nr. 20, S. 4 [Zugriff am 26.02.2023]. 
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Demografiepool durch seine erstmalige Einführung im Haushaltsplan 2017/2018 noch 

ein sehr neues Instrument war. Wenn bereits zu dieser Zeit reger Gebrauch davon ge-

macht wurde, lässt sich davon ausgehen, dass das Konzept sehr gut angenommen 

wurde. Das Vorhandensein dieses Instruments relativiert die Notwendigkeit eines 

Rechts auf Weiterbeschäftigung aus organisationaler Sicht heraus enorm. 

5.4 Folgen aus demografischer Sicht 

Die demografische Struktur der Bevölkerung und des Arbeitsmarktes insgesamt beein-

flusst unbestritten auch die demografische Struktur innerhalb von Behörden. Die Alters-

struktur der Behördenmitarbeiter wird sich weiter an die der bereits alternden Bevölke-

rung anpassen. Über Jahre hinweg haben Einstellungsstopps und Stellenkürzungen das 

Durchschnittsalter der Bediensteten maßgeblich erhöht.195 Für die aktuelle Dekade der 

zwanziger Jahre steht außerdem eine erhebliche Pensionierungswelle bevor.196 Die 

Möglichkeit zur Weiterbeschäftigung eröffnet dabei die Problematik der ausgewogenen 

Altersstruktur innerhalb der Behörde. Bereits heute wird ein optimaler Altersaufbau und 

die damit verbundene Schaffung von Aufstiegschancen für aufstrebende, nachrückende 

Bedienstete als entgegenstehendes dienstliches Interesse bei einem Wunsch auf Hin-

ausschieben des Ruhestands für Beamte gemäß § 47 Satz 1 SächsBG gewertet.197 

Wenn verstärkt von einem Recht auf Weiterbeschäftigung Gebrauch gemacht werden 

würde, dann würde sich das Altersverhältnis bzw. der Altersdurchschnitt verschieben. 

Die Behörde hat allerdings ein Interesse an einer ausgewogenen Altersstruktur, denn 

jede Altersgruppe bringt verschiedene Erfahrungen, Ideen, Arbeitskraft u. ä. in die Orga-

nisation ein. Nicht umsonst wird dies als entgegenstehendes dienstliches Interesse an-

erkannt. 

5.5 Folgen aus fiskalischer Sicht 

Ein Recht auf Weiterbeschäftigung hat auch in fiskalischer Hinsicht Folgen, die den 

Dienstherrn bzw. den Arbeitgeber finanziell belasten können, welche in diesem Kapitel 

aus Sicht des Arbeitgebers bzw. des Dienstherrn dargestellt werden sollen. Gleichwohl 

geht von einer weitergehenden Beschäftigung auch eine positive fiskalische Wirkung 

aus. Der längere Verbleib auf dem Arbeitsmarkt bewirkt, dass die Betroffenen noch keine 

Rente beziehen und, im Falle der Tarifangestellten, die Rentenkasse gleichzeitig durch 

weiter einzuzahlende Beiträge profitiert. 

                                                
195 Vgl. Robert Bosch Stiftung 2009: Demographieorientierte Personalpolitik in der öffentlichen Verwaltung, 
S. 27 [Zugriff am 25.03.2023]. 
196 Vgl. Schnell in Antoni/Wagner/Schnell/Jury § 47 SächsBG, Nr. 2 (beck-online). 
197 Vgl. Schnell in Antoni/Wagner/Schnell/Jury § 47 SächsBG, Nr. 2 (beck-online). 
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5.5.1 In Bezug auf Beamte 

Beispielhaft wird von einem unverheirateten, kinderlosen Kommunalbeamten der Besol-

dungsgruppe A13 Stufe 12 im Geltungsbereich des SächsBG ausgegangen. Dies ent-

spricht dem Endamt der Laufbahngruppe zwei, erste Einstiegsebene, des früher geho-

benen Dienstes.198 Die Höhe der Besoldung richtet sich in diesem Fall nach §§ 2, 24 

Abs. 1 Satz 3 i.V.m. Anlage 5 SächsBesG. Diese wurde dieser Arbeit in Anhang 9 bei-

gefügt. Hiernach beträgt der Grundgehaltssatz 5.795,61 Euro monatlich. Im Falle eines 

Hinausschiebens des Eintritts in den Ruhestand nach § 47 SächsBG erfolgt keine Erhö-

hung dieses Grundgehaltes. Dem gegenüber muss nun der zu zahlende Ruhestandsbe-

trag gegenübergestellt werden. Gemäß § 15 Abs. 1 Satz 1 SächsBeamtVG beträgt die-

ser nach 40 Dienstjahren in Vollzeit maximal 71,75 Prozent der nach § 6 SächsBeamtVG 

zuletzt zustehenden ruhegehaltfähigen Dienstbezüge. Es ergibt sich ein Betrag von 

4.158,35 Euro, welchen grundsätzlich der Dienstherr trägt. Dafür werden schon während 

der Dienstzeit des Beamten Rückstellungen gebildet, was in Sachsen für die Kommunen 

der Kommunale Versorgungsverband Sachsen übernimmt.199 Da der Beamte den Ru-

hestand hinausschiebt und diesen Betrag nicht in Anspruch nimmt, sondern weiterhin 

seine reguläre Besoldung erhält, ergeben sich „Mehrkosten“ für den Fiskus in Höhe von 

monatlich 1.637,26 Euro, die durch eine weitergehende Beschäftigung in Bezug auf den 

einzelnen Beamten entstehen würden. Allerdings ist hierbei auch zu beachten, dass die 

freiwerdende Planstelle des Beamten bei Eintritt in den Ruhestand neu besetzt werden 

würde. Geht man von einem neueingestellten Beamten der gleichen Laufbahngruppe im 

Eingangsamt A9, Stufe 2 aus, so wäre hier die Zahlung einer Besoldung von 

2.913,68 Euro erforderlich. Die laufenden „Mehrkosten“ durch die Weiterbeschäftigung 

sind folglich geringer als die laufenden Kosten für eine Neueinstellung eines Nachfol-

gers. Rein aus diesem Aspekt erscheint eine Nutzung der in § 47 SächsBG eröffneten 

Möglichkeit sinnvoll, wenn die Planstelle bestehen bleibt und künftig nicht wegfallen soll. 

5.5.2 In Bezug auf Tarifangestellte 

Die Regelungen für Tarifangestellte unterscheiden sich insofern grundlegend von denen 

der Beamten, dass der Arbeitgeber nach Renteneintritt nicht für die Zahlung der monat-

lichen Rente aufkommt. Diese Aufgabe wird durch die Deutsche Rentenversicherung 

übernommen und wurde bereits während des Arbeitslebens durch die fortlaufende Zah-

lung von Beiträgen abgegolten.200 Zusätzlich erfolgt hier kein Vergleich unterschiedlicher 

Entgeltgruppen analog der Beamtenbesoldung, da sich die Entgeltgruppe immer an den 

                                                
198 Vgl. Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestages 2018: Übersicht über das Laufbahnrecht 
des öffentlichen Dienstes, S. 5 [Zugriff am 01.03.2023]. 
199 Vgl. §§ 2, 4 Nr. 1 i. V. m. § 27 Abs. 3 Satz 1 SächsGKV. 
200 Vgl. § 64 ff. SGB VI. 
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ausgeübten Tätigkeiten bemisst.201 Demnach ist aus finanzieller Sicht dieselbe Entgelt-

gruppe zu vergleichen, allerdings zwischen verschiedenen Stufen. Da ein Arbeitnehmer 

mit Erreichen der Regelaltersgrenze regelmäßig in hohen Stufen eingeordnet ist und ein 

Nachfolger mit weniger Arbeitsjahren tendenziell eher in niedrigeren Stufen eingeordnet 

ist, wird hier eine Weiterbeschäftigung regelmäßig einen finanziellen Nachteil für den 

Arbeitgeber bedeuten, allerdings sind hier die ausbleibenden Rentenzahlungen der Ren-

tenversicherung nicht mit einberechnet. Auf den gesamten Fiskus kann die Berechnung 

nicht erfolgen, sind hierbei doch zu viele Variablen enthalten, die die Rentenhöhe beein-

flussen. Über die Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder, eine Zusatzversor-

gungskasse für den öffentlichen Dienst, beispielsweise beziehen ehemalige Angestellte 

des öffentlichen Dienstes potentiell auch noch eine Betriebsrente. 

Aus fiskalischer Sicht ist es demnach sinnvoll, wenn Beamten eine Beschäftigung über 

die Regelaltersgrenze hinaus ermöglicht wird, bei Tarifangestellten hingegen kann fis-

kalisch keine allgemeine Aussage getroffen werden. Eine Berechnung müsste für den 

konkreten Einzelfall erfolgen. Ein Recht auf Weiterbeschäftigung deshalb nur für Beamte 

einzuführen könnte allerdings gegen den verfassungsrechtlichen Grundsatz der Gleich-

behandlung verstoßen und ist somit nicht zu empfehlen. 

5.6 Folgen aus organisationaler Sicht 

Aus Sicht der betroffenen Behörde sind bei einem generellen Anspruch auf Weiterbe-

schäftigung multiple, die Organisation betreffende Regelungen zu treffen. Man muss da-

von ausgehen, dass grundlegend bei jedem Bediensteten eine weitergehende Beschäf-

tigung im Raum steht. Dadurch entstehen Planungsunsicherheiten, die letztlich zur Ein-

schränkung der Leistungsfähigkeit der Behörde führen könnten. Wenn die Personalab-

teilung tatsächlich erst ab dem Zeitpunkt der Kündigung von einem bevorstehenden 

Renteneintritt erfährt, so entsteht ein Druck ad hoc eine Nachbesetzung zu finden. Lang-

fristige Planungen, auch über den beschriebenen Personalpool Demografie, werden 

dadurch behindert, wenn nicht sogar gänzlich verhindert. 

Wenn ein Anspruch auf Weiterbeschäftigung durch die Bediensteten indes gut ange-

nommen und rege genutzt werden würde, könnten dadurch Personalengpässe durch die 

Suche nach einem Nachfolger und die generelle Problematik des Fachkräftemangels 

zumindest vorübergehend überbrückt werden. Ein Verbleib im Beruf könnte in Folge 

dessen zur Entlastung der übrigen Bediensteten führen. Allerdings ist aufgrund der bis-

herigen Erkenntnisse nicht davon auszugehen, dass von einem solchen Recht flächen-

deckend Gebrauch durch die Bediensteten gemacht werden würde, geht der aktuelle 

                                                
201 Vgl. § 12 TVöD Bund; vgl. § 12 TVöD-VKA; vgl. § 12 TV-L. 
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Trend doch in Richtung des vorzeitigen Rentenbeginns.202 Damit würden die gewonnen 

Vorteile nur marginale Effekte auf die Leistungsfähigkeit der Behörde haben, während 

die Nachteile deutliche Eingriffe in die Arbeitsprozesse der Personalabteilung bedeuten 

würden. 

5.6.1 Wissensmanagement 

Dennoch kann man dem Recht auf Weiterbeschäftigung eine positive Wirkung auf den 

Erhalt von Wissensmanagement innerhalb der Behörde zusprechen. Mit Wissensma-

nagement ist die „Sammlung, Archivierung und gezielte Verbreitung von Daten und In-

formationen, die durch die Mitarbeiter zu einer jeweils prozessabhängigen bzw. organi-

sationsabhängigen Kenntnis vereint wurden“203, gemeint. Zwar gibt es explizites Wissen, 

das verschriftlicht und hürdenlos weitergegeben werden kann, aber als wichtig erachtet 

wird innerhalb von Organisationen ebenso das implizite Wissen, also jenes was kaum 

verschriftlicht werden kann, aber ausschlaggebend für das Handeln der Mitarbeiter ist. 

Problematisch ist, dass dieses wichtige individuelle Erfahrungswissen erlernt werden 

muss, weil es kaum in explizites Wissen überführt werden kann.204 Wenn ein Bedienste-

ter in Rente geht, so verlässt mit ihm dieses Wissen die Organisation, sofern es nicht 

weitergegeben wurde. Es ist folglich für die Behörde von enormer Bedeutung, dass es 

erfahrene Mitarbeiter mit ebenjenem Wissen gibt, die es auch weitergeben können. 

Denn gerade kurz vor dem Renteneintritt haben Bedienstete regelmäßig über Jahre hin-

weg Erfahrungen auf teils unterschiedlichen Stellen, Behörden, Referaten, Hierarchie-

stufen etc. sammeln können, was sie für die Behörde zu einer wertvollen Ressource 

macht. Deswegen wird ein Nutzen des Wissensmanagements beschrieben als „Instru-

ment zur Bewältigung des demographischen Wandels in einer Zeit des massenhaften 

Ausscheidens von Mitarbeiterinnen“205. Durch ein Recht auf Weiterbeschäftigung könnte 

ein längerer Verbleib in der Behörde zu mehr Möglichkeiten zur Wissensweitergabe füh-

ren. Die Behörde profitiert insofern auch von der Entscheidung des Bediensteten. 

Der Sächsische Städte- und Gemeindetag stellte dazu 2019 fest: „Derzeit ist es im Rah-

men der Stellenbewirtschaftung nicht möglich, ausscheidende und künftige Stelleninha-

ber eine gewisse Zeit gemeinsam auf einer Personalstelle zu beschäftigen, um einen 

unmittelbaren Wissenstransfer zu ermöglichen. Eine Neueinstellung ist damit oft erst 

dann zulässig, wenn der bisherige Stelleninhaber bereits aus dem Dienst ausgeschieden 

und die Stelle frei geworden ist.“206 Auf Landesebene wurde aus diesem Grund der be-

reits dargestellte Personalpool Demografie geschaffen. Zwar kann eine Stelle hier 

                                                
202 Vgl. Kapitel 5.2.1. 
203 Stember, Grieger 2015: Wissensmanagement in öffentlichen Verwaltungen, S. 19. 
204 Vgl. ebd., S. 19 f. 
205 Ebd., S. 56. 
206 Dokument Nr. 19, S. 8 [Zugriff am 01.03.2023]. 
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dennoch nicht doppelt besetzt werden, es kann allerdings durch die Verfügbarkeit allge-

meiner Poolstellen eine gleiche Wirkung erreicht werden. Die Kommunen haben aller-

dings eigene Haushalte und können nicht auf diesen Personalpool zugreifen. Daraus 

ergibt sich die Bedeutung dieser Forderung für kleinere Kommunen. 

5.6.2 Eingriff in die Personalhoheit 

Ein gesetzliches Recht auf Weiterbeschäftigung als subjektiver Anspruch des Einzelnen 

würde bedeuten, dass der Arbeitgeber bzw. der Dienstherr verpflichtet wäre das Anstel-

lungs- bzw. Beamtenverhältnis fortzuführen. Dadurch kann es zu einem Konflikt in Be-

zug auf die Personalhoheit kommen. Im Kommunalrecht kann die Personalhoheit wie 

folgt definiert werden: „Sie umfasst die Befugnis zur Auswahl, Einstellung, Beförderung 

und Entlassung von Beamten, Angestellten und Arbeitern der Gemeinde. Das Recht, 

eigenes Personal zu haben und es im Regelfall auch selbst auszuwählen, gehört zum 

Kernbereich der Selbstverwaltung.“207 Die Entlassung von Bediensteten könnte bei ei-

nem Anspruch auf Weiterbeschäftigung beeinträchtigt werden, da hier die automatische 

Beendigung des Arbeits- oder Beamtenverhältnisses nicht mehr anwendbar wäre. 

Der Sächsische Städte- und Gemeindetag veröffentlichte bereits 2019 ein „Positionspa-

pier zur Stärkung kommunaler Selbstverwaltung“. Daraus wird die Forderung deutlich, 

dass Eingriffe in die kommunale Personalhoheit reduziert werden sollen.208 Vor allem 

seien "sowohl die bestehenden Rechtsvorschriften als auch das Agieren der Aufsichts-

behörden weiter von Restriktionen aus Zeiten des Personalüberhangs geprägt. Auch mit 

Blick auf die Vorschriften des Besoldungs- und Tarifrechts ist eine Flexibilisierung drin-

gend nötig.“209 Es ist unerheblich, ob die Regelung eines Rechts auf Weiterbeschäfti-

gung als Eingriff in die Personalhoheit klassifiziert werden würde oder nicht, in der Praxis 

hätte es in jedem Fall einen negativen Effekt auf die Stellenbewirtschaftung der Kommu-

nen, da dadurch mindestens Planungen erschwert werden würden.  

5.6.3 Planstellenbelegung 

Wenn Bediensteten ein Recht auf Verbleib im Beamten- bzw. Angestelltenverhältnis ge-

währt werden soll, so sind auch die haushaltsrechtlichen Grundlagen zu beachten.  

Die Ernennung eines Beamten setzt in jedem Fall die Verfügbarkeit einer besetzbaren 

Planstelle voraus.210 Besetzbar ist die Planstelle nicht, sofern sie von einem anderen 

Beamten belegt ist. Wenn Beamte über die Regelaltersgrenze hinaus beschäftigt wer-

den, so belegen sie eine Planstelle, die nicht anderweitig vergeben werden kann. 

                                                
207 Alpmann; Brockhaus 2004: Fachlexikon Recht, S. 980. 
208 Vgl. Dokument Nr. 19, S. 7 [Zugriff am 01.03.2023]. 
209 Ebd., S. 7. 
210 Vgl. § 49 Abs. 1 SäHO, vgl. § 49 Abs. 1 BHO. 
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Dadurch können Ernennungen neuer Beamter oder Beförderungen nicht realisiert wer-

den, sofern keine neuen Planstellen ausgewiesen werden. Die Folge kann ein Beförde-

rungsstau und eine generell unausgewogene Altersstruktur innerhalb der Behörde 

sein.211 

Stellen für Angestellte des öffentlichen Dienstes sind keine Planstellen und unterschei-

den sich von diesen. In der Folge gibt es allerdings keinen Unterschied, so kann eine 

Stelle nicht mehrfach besetzt werden.212 Dadurch werden Stellen ebenso blockiert und 

die Möglichkeit jüngerer Arbeitnehmer, größere Verantwortung und höherwertige Aufga-

ben durch einen Stellenwechsel wahrzunehmen, sinkt. 

Folglich müsste bei einer Weiterbeschäftigung über die Regelaltersgrenze hinaus immer 

mit Folgen für aufstrebende, jüngere Bedienstete gerechnet werden. Aus personalwirt-

schaftlicher und psychologischer Sicht sollten diesen die Möglichkeiten der Personalent-

wicklung allerdings nicht verwehrt werden. Dem hohen Stellenwert von Personalentwick-

lung tragen Behörden Rechnung, indem sie Sachgebiete, Referate, Abteilungen oder 

vergleichbare Organisationseinheiten einrichten, die sich ausschließlich mit dem Thema 

Personalentwicklung beschäftigen.213 

5.7 Folgen aus arbeitsrechtlicher Sicht 

Beachtenswert erscheint hierbei vor allem, dass der Arbeitnehmerschutz einen Zweck 

von Arbeitsgesetzen darstellt. Dies ergibt sich teils schon aus der Benennung der Ge-

setze; so gibt es beispielsweise das Arbeitsschutzgesetz, das Kündigungsschutzgesetz, 

das Jugendarbeitsschutzgesetz oder das Mutterschutzgesetz. Dementsprechend sind 

Regelungen immer auch im Lichte des Arbeitnehmerschutzes zu betrachten.  

Der Vorschlag eines Rechts auf Weiterbeschäftigung sollte unweigerlich damit verbun-

den sein, dass konsequenter Arbeitnehmerschutz gegeben ist. Einerseits ist eine proak-

tive Entscheidung des Arbeitnehmers zu einer weitergehenden Beschäftigung (sozusa-

gen als „Opt-in-Lösung“) denkbar. Da eine Beschäftigung auch nach der Regelalters-

grenze je nach physischer Verfassung des Bediensteten gesundheitlich bedenklich sein 

kann und von einer „statistisch mit steigendem Alter immer höhere[n] Gefahr von Leis-

tungsminderung und Krankheit“214 ausgegangen wird, muss die sich aus § 3 Abs. 1 Satz 

1 ArbSchG ergebende Pflicht des Gesundheitsschutzes des Arbeitnehmers für den Ar-

beitgeber im Vordergrund stehen. Solange diese Pflichten dauerhaft erfüllt werden, ist 

                                                
211 Vgl. Wichmann, Langer 2014: Öffentliches Dienstrecht, S. 664. 
212 Vgl. Dokument Nr. 19, S. 8 [Zugriff am 01.03.2023]. 
213 Vgl. beispielhaft Dokument Nr. 14 [Zugriff am 07.03.2023]. 
214 BeckOGK/Seiwerth SGB VI § 41 Rn. 54 (beck-online). 



40 

arbeitsrechtlich diesbezüglich kein Hindernis zur weitergehenden Beschäftigung ersicht-

lich. 

Allerdings rückt dadurch die Grenze zu einer „Opt-out-Lösung“215 näher. Damit soll ge-

meint sein, dass von Seiten des Arbeitgebers bzw. Dienstherrn im Grundsatz von einer 

Weiterbeschäftigung ausgegangen wird und sich der Bedienstete dagegen entscheiden 

müsste, was faktisch eine Behinderung des Renteneintritts darstellen könnte, wogegen 

ein Schutzbedürfnis besteht. Diese Argumentation scheint allerdings insofern abwegig, 

da die vorgeschlagene Maßnahme nur ein Recht für den einzelnen Bediensteten dar-

stellt, sodass sich dieser mit Erreichen der Regelaltersgrenze entweder für eine Weiter-

beschäftigung oder für einen Renteneintritt entscheidet. Ein Verbot der weitergehenden 

Beschäftigung gibt es allerdings aktuell auch nicht, sodass diese „Opt-out-Praxis“ mit 

Gewährung dieses Rechts nicht wahrscheinlicher wird.  

Dennoch ist zu beachten, dass ein Recht auf Weiterbeschäftigung eine unbefristete Be-

schäftigung ohne vereinbartes Ende darstellen würde. Eine befristete Weiterbeschäfti-

gung bräuchte einen rechtssicheren Befristungsgrund nach § 14 Abs. 1 TzBfG, was 

praktisch zu Problemen führt. Dies war der Grund für den Gesetzgeber das Hinausschie-

ben des Renteneintritts in § 41 Satz 3 SGB VI zu regeln. Dadurch wären Arbeitgeber 

wieder mit der Rechtsunsicherheit des Befristungsgrundes konfrontiert, was ein hohes 

Konfliktpotential zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer beinhalten kann.216 

5.8 Alternative Lösungsansätze 

Als Alternativen zu einem bedingungslosen Recht auf Weiterbeschäftigung lassen sich 

verschiedene Möglichkeiten herausarbeiten, Bedienstete in der Organisation zu halten.  

Als erster Vorschlag ist beispielsweise denkbar die bestehenden Regelungen so zu be-

lassen und Bedienstete schon vor Renteneintritt für eine Teilzeitbeschäftigung auf Stun-

denbasis in der Rente zu gewinnen. Dabei könnten sie als Berater bzw. Mentoren für 

junge Kollegen fungieren. Damit würde man gesamtgesellschaftlich zwar keine Reduk-

tion der Rentenausgaben erreichen, aber immerhin wäre dem Fachkräftemangel entge-

gengewirkt, indem der Arbeitsmarkt weiterhin von der Expertise und Arbeitskraft der Be-

diensteten profitieren kann. Vor allem in persönlicher Hinsicht würden Bedienstete pro-

fitieren, denn ihnen wird damit bewiesen, dass ihre Expertise wertgeschätzt wird. Auch 

soziale Kontakte würden vorerst erhalten bleiben, wenn die Möglichkeit genutzt wird wei-

ter am Arbeitsleben teilzunehmen. Diese Möglichkeit ist rechtlich an § 33 Abs. 5 Satz 1 

TV-L angelehnt, der explizit vorsieht, dass ein neuer schriftlicher Arbeitsvertrag abzu-

schließen ist, wenn ein Bediensteter nach Renteneintritt weiterbeschäftigt werden soll. 

                                                
215 Für Begrifflichkeiten vgl. Bundesgerichtshof, VIII ZR 348/06, Rn. 12 f. 
216 Vgl. BeckOGK/Seiwerth SGB VI § 41 Rn. 54 f. (beck-online). 
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Rechtliche Unsicherheiten kann allenfalls eine von Arbeitgeberseite aus gewünschte Be-

fristung verursachen, da hier ein passender Befristungsgrund gemäß § 14 Abs. 1 TzBfG 

gefunden werden muss. Um ebenjene Weiterbeschäftigung in der Rente zu vereinfa-

chen und für Arbeitgeber attraktiver zu machen, wäre es sachdienlich, wenn der Gesetz-

geber einen passenden Befristungsgrund für diese Fallkonstellation schafft. Die Option 

des § 41 Satz 3 SGB VI soll dies zwar gewährleisten, allerdings bleibt hier das Arbeits-

verhältnis weiter bestehen und es erfolgt vorerst kein Renteneintritt. Für die Konstella-

tion, dass der Renteneintritt, beispielsweise aus persönlichen Gründen, gewünscht ist, 

sieht diese Norm keine spezielle Regelung vor. Für die Behörde wäre eine solche Mög-

lichkeit dennoch von Vorteil, denn man würde im Rahmen des organisationalen Wis-

sensmanagements mehr Flexibilität erreichen, wenn Bedienstete der Behörde weiterhin 

zur Verfügung stehen. Auch würden Planstellen für Beamte bzw. Stellen für Angestellte 

nicht blockiert werden, da der Bedienstete seine Stelle mit Renteneintritt wieder zur Ver-

fügung stellen würde. Für die weitergehende Beschäftigung, z. B. als Mentor für uner-

fahrenere Kollegen, müssten zwar explizit Stellen geschaffen werden, gegebenenfalls 

sogar losgelöst von Organisationseinheiten für einen bereichsübergreifenden Nutzen, 

allerdings ist der finanzielle Aufwand hier als moderat einzustufen. Denn es könnte bei-

spielsweise eine Anstellung auf Stundenbasis erfolgen. Insgesamt werden durch diese 

Option für die Behörde ähnliche Vorteile erzielt wie mit einem Recht auf Weiterbeschäf-

tigung, während die Nachteile geringer ausfallen. Es bleibt allerdings eine Option auf 

freiwilliger Basis, denn ein Zwang zum Abschluss neuer Arbeitsverträge für Behörden 

mit Bediensteten in Rente erscheint als zu großer Eingriff in deren Autonomie. Insofern 

würde dem einzelnen Bediensteten hier kein Anspruch zuteilwerden, was die Effektivität 

dieser Maßnahme in dieser Hinsicht behindern würde. 

Ein zweiter Vorschlag könnte sein, die Interessen der Behörden stärker zu berücksichti-

gen und einen Anspruch auf Weiterbeschäftigung nur unter bestimmten Voraussetzun-

gen zu gewähren. Orientiert an der Regelung, die Baden-Württemberg zumindest als 

Übergangsbestimmung verkündet hat, könnte eine Formulierung ebenso aussehen, 

dass einem Antrag auf Weiterbeschäftigung „stattzugeben ist, soweit dienstliche Interes-

sen nicht entgegenstehen“217. Der Vorschlag meint nicht, dass der Renteneintritt wie in 

Baden-Württemberg nur um wenige Jahre hinausgeschoben wird, sondern auf unbe-

stimmte Zeit. Zum Beispiel so lange bis tatsächlich dienstliche Interessen entgegenste-

hen. Damit würde der Behörde die Möglichkeit eröffnet sich gegen eine Weiterbeschäf-

tigung zu wehren, falls dies Auswirkungen auf den Dienstbetrieb in unvertretbarem Aus-

maß hätte. Ein bedingungsloses Recht auf Weiterbeschäftigung würde dem nicht Rech-

nung tragen. Der Stellung des einzelnen Bediensteten wäre eine solche Regelung auch 

                                                
217 Art. 62 § 3 Abs. 1 Satz 1 Dienstrechtsreformgesetz BW i. V. m. § 39 Landesbeamtengesetz BW. 
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zuträglich, da hier ebenso ein Anspruch bestehen würde, nur unter der Voraussetzung, 

dass dadurch keine Folgeproblematik für die Behörde entsteht. Da der Vorschlag auf der 

aktuell möglichen Hinausschiebung des Renteneintritts basiert, würde der Bedienstete 

hierbei nicht in Rente gehen, sondern weiter auf dem Arbeitsmarkt verbleiben und keine 

Rentenzahlungen in Anspruch nehmen, im Gegensatz zum ersten Vorschlag. Allerdings 

würde dadurch wiederum das Problem der blockierten Planstellen für Beamte bzw. Stel-

len für Angestellte auftreten, wenn die Bediensteten auf ihrer bisherigen Stelle bleiben. 

Letztlich ist dieser Vorschlag einem Recht auf Weiterbeschäftigung sehr ähnlich, bringt 

er doch die gleichen Vor- und Nachteile mit sich. Der entscheidende Unterschied wäre 

die Berücksichtigung der Interessen der Behörden. 

Beide Vorschläge scheinen ebenso Mängel in der Umsetzbarkeit aufzuweisen, wie ein 

bedingungsloser gesetzlicher Anspruch auf Weiterbeschäftigung. Es ist nicht ersichtlich, 

dass die Vorteile genutzt werden können während gleichzeitig die Nachteile beseitigt 

werden, insofern ist eine solche Regelung als Abwägung zu betrachten. Auch ist zu be-

achten, dass in gegebenenfalls folgenden Zeiten geringer Beschäftigung und hoher Ar-

beitslosigkeit durch ein Überangebot an Arbeitskräften solche gesetzlichen Rechte weit-

reichende Konsequenzen haben könnten, weswegen in letzter Konsequenz keine der 

Handlungsoptionen hinreichend geeignet erscheint. 

Die Autoren der Evaluation des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes, welche durch 

die Antidiskriminierungsstelle des Bundes beauftragt wurde, unterbreiteten ebenso ei-

nen Vorschlag zur Flexibilisierung der Weiterbeschäftigung. Hierbei soll ein Anspruch 

des Einzelnen zwar nicht gewährt werden, aber der Arbeitgeber durch gesetzliche Än-

derungen nur bestimmte Gründe für eine Ablehnung haben dürfen. Es soll dadurch eine 

ernsthafte Auseinandersetzung mit dem Wunsch des Arbeitnehmers erfolgen. Vorbild 

dafür soll der § 8 TzBfG sein, der die Änderung von Voll- auf Teilzeitarbeit ermöglicht, 

sofern die Voraussetzungen vorliegen. Eine Ablehnung durch den Arbeitgeber kann 

nicht grundlos erfolgen, sondern bedarf eines zulässigen Grundes.218 Dieser Vorschlag 

ähnelt dem zweiten Vorschlag in diesem Kapitel und hätte ähnliche positive wie negative 

Auswirkungen.  

Letztlich würde noch die Option zur Verfügung stehen, dass die Regelaltersgrenze an-

gehoben wird. Dadurch wären Arbeitsverträge grundsätzlich länger geschlossen, da sich 

die Klauseln, die das Arbeitsverhältnis automatisch beenden regelmäßig auf diesen Wert 

beziehen. Die derzeit mögliche Altersrente für besonders langjährig Versicherte,219 um-

gangssprachlich die „Rente mit 63“, ermöglicht den abschlagsfreien Bezug der 

                                                
218 Vgl. Berghahn et al. 2016: Evaluation des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes, S. 79 f. [Zugriff am 
09.03.2023]. 
219 Vgl. § 38 SGB VI. 
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Altersrente vor Erreichen der Regelaltersgrenze. Dazu sind derzeit über 45 Jahre ge-

zahlte Beiträge erforderlich.220 Wenn diese Option beibehalten oder sogar ausgebaut 

und so gestaltet wird, dass eine Rente zur derzeitigen Regelaltersgrenze für jeden Ar-

beitnehmer abschlagsfrei möglich ist, dann bestünde die Möglichkeit, dass jeder Wunsch 

nach Weiterbeschäftigung bis zur neuen Regelaltersgrenze gedeckt wäre bei gleichzei-

tig unverändertem Renteneintritt desjenigen, der mit Erreichen der Regelaltersgrenze . 

Allerdings würde die Frage nach einer weitergehenden Beschäftigung so nur zeitlich 

nach hinten geschoben. Weiterhin ist zu beachten, dass dieser Vorschlag politischer und 

gesellschaftlicher Mehrheiten bedarf, um sein Ziel zu erreichen. Denn Grundlage des 

Rechts auf Weiterbeschäftigung in dieser Arbeit ist, dass dem einzelnen Arbeitnehmer 

die Beschäftigung über die Regelaltersgrenze hinaus möglichst hürdenlos ermöglicht 

wird. Eine Anhebung des allgemeinen Renteneintrittsalters ist dabei sehr kritisch zu se-

hen, da die Folgen sehr weitreichend für den Arbeitsmarkt wären, einzig damit dem ein-

zelnen Arbeitnehmer die weitergehende Beschäftigung vereinfacht wird. Das Verhältnis 

von Kosten und Nutzen spricht hier klar gegen diesen Vorschlag. Für diese Thematik 

muss deshalb von einer weiteren Anhebung der Regelaltersgrenze abgeraten werden.  

                                                
220 Vgl. Dokument Nr. 5 [Zugriff am 20.03.2023]. 
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6 Fazit 

Die aktuell geltenden beamtenrechtlichen sowie tarifvertraglichen Bestimmungen sehen 

grundsätzlich eine automatische Beendigung des Arbeitsverhältnisses mit Erreichen der 

Regelaltersgrenze vor. Es besteht zwar die Möglichkeit den Renteneintritt zu verschie-

ben, allerdings ist dies nur bilateral möglich. Es muss sowohl dem Willen des Bediens-

teten entsprechen als auch dem der Behörde. Insofern besteht innerhalb des öffentlichen 

Dienstes grundsätzlich kein rechtlicher Anspruch des Bediensteten auf Fortführung des 

Arbeitsverhältnisses. Diese Regelung ist mit dem Verbot der Diskriminierung wegen des 

Alters vereinbar, was auf nationaler sowie europäischer Ebene aus der Rechtsprechung 

hervorgeht. Der EuGH entschied in verschiedenen Verfahren konstant, dass diese Art 

Regelung mit Unionsrecht vereinbar ist. Explizit für Deutschland wurde mit der Rosen-

bladt-Entscheidung festgestellt, dass die geltende Rechtslage in diesem Punkt europa-

rechtskonform ist. 

Der Vorschlag eines Rechts auf Weiterbeschäftigung beruht vor allem auf den derzeit 

vorherrschenden Problemen in Bezug auf den Fachkräftemangel und die mögliche Über-

lastung des Rentensystems. Eine durch die Politik angestrebte Flexibilisierung des Ren-

teneintrittes trägt ebenso zur Wichtigkeit des Themas bei. Dem einzelnen Bediensteten 

einen bedingungslosen Anspruch auf weitergehende Beschäftigung zu gewähren würde 

sich aus mehrerlei Hinsicht anbieten. Dazu zählt in erster Linie die Stärkung der Stellung 

des Bediensteten gegenüber seinem Arbeitgeber bzw. Dienstherrn. Auch für diesen 

wäre der Erhalt von Bediensteten im Rahmen des organisationalen Wissensmanage-

ments von großem Wert. Aus gesellschaftlicher Sicht können der vorherrschende Fach-

kräftemangel sowie die zukünftig weiter steigende Belastung des Rentensystems als 

Grund angeführt werden, ein solches Recht zu gewähren. Jeder Bedienstete, der seine 

Rente später in Anspruch nimmt, entlastet das Rentensystem vorerst und stärkt den Ar-

beitsmarkt durch seine Arbeitskraft. 

Dem gegenüber stehen allerdings einige ebenso sehr gewichtige Gründe, die widerspre-

chen. In erster Linie würden die Vorteile natürlich nur zum Tragen kommen, wenn die 

Möglichkeit von den Bediensteten auch in Anspruch genommen werden würde. Derzeit 

scheint die Frage nach einer Weiterbeschäftigung allerdings nur ein marginales Thema 

zu sein, denn die Tendenz geht eher zu früheren Renteneintritten. Vor allem würde ein 

Recht auf Weiterbeschäftigung mit größeren Einschränkungen in der Planung innerhalb 

der Behörden einhergehen, da blockierte (Plan-)Stellen, spontan erforderliche Nachbe-

setzungen und nicht zuletzt die Problematik der Befristung einer Weiterbeschäftigung 

organisationalen Aufwand erfordern würden und rechtliche sowie tatsächliche Unsicher-

heiten mit sich bringen würden. Zusätzlich existiert auf Landesebene bereits ein 
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Personalpool Demografie, der den Wissensübergang ebenso gut, wenn nicht sogar bes-

ser, gewährleisten kann, wie es ein Recht auf Weiterbeschäftigung könnte. 

Letztlich ist unter Berücksichtigung aller aufgeführten Aspekte ein Recht auf Weiterbe-

schäftigung kein Vorschlag, der weiterverfolgt werden sollte, gehen damit doch insge-

samt mehr Herausforderungen einher, als es Vorteile bringen würde. Unter Abwägung 

aller genannten Argumente überwiegen die Gründe ein solches Recht abzulehnen. Es 

ist dem Gesetzgeber sowie den Tarifparteien folglich nicht zu empfehlen ein solches 

Recht einzuführen. Alternative Lösungsansätze auf freiwilliger Basis, wie z. B. eine stun-

denweise Beschäftigung nach Renteneintritt, erscheinen hierbei wesentlich zielführen-

der und mit weniger Nachteilen verbunden. 
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Kernsätze 

1. Es besteht keine gesetzliche Regelung, dass ein Arbeitsverhältnis automatisch mit 

Erreichen der Regelaltersgrenze endet. Eine derartige Vereinbarung im Arbeitsver-

trag oder Tarifvertrag ist aber möglich. 

2. Die Regelungen in Bezug auf die automatische Beendigung des Arbeitsverhältnisses 

mit Erreichen der Regelaltersgrenze im öffentlichen Dienst nach SächsBG und TVöD 

sind europarechtlich zulässig. 

3. Innerhalb des öffentlichen Dienstes gibt es im Regelfall keinen Anspruch auf Weiter-

beschäftigung. 

4. Die Einführung eines Rechts auf Weiterbeschäftigung ist unter Abwägung aller ge-

nannten Punkte nicht zu empfehlen. 
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Anhang 8: Antworten der Behörden 

Der Verfasser dieser Arbeit erklärt in Kenntnis der Strafbarkeit einer falschen Versicherung an Eides statt, dass die nachfolgend in der Tabelle 

angeführten Angaben denen entsprechen, welche die angegebenen Behörden in ihrer Stellungnahme auf die Fragen gemäß Anhang 7 angegeben 

haben. Dies wird mit Unterschrift der eidesstattlichen Versicherung am Ende dieser Bachelorarbeit versichert. Die Stellungnahmen wurden wort-

gleich übernommen. 

Lfd. Nr. Behörde 
Nr. der 

Frage 
Antwort 

1 

Bundesministerium der Fi-

nanzen 

1, 2 „Zu Fragen 1 und 2: 

Ein Hinausschieben des Ruhestandes bei Beamtinnen und Beamte ist in § 53 Bundesbeamtengesetz 

geregelt. Wie Sie der Regelung entnehmen können, ist hier eine Einzelfallbetrachtung vorzunehmen, ins-

besondere ist das dienstliche Interesse an einer eventuellen Weiterbeschäftigung im Einzelfall gesondert 

zu prüfen.  

Bei Tarifbeschäftigten endet das Arbeitsverhältnis grundsätzlich gem. § 33 Abs. 1 a) TVöD, ohne dass es 

einer Kündigung bedarf, mit Ablauf des Monats, in dem die/der Beschäftigte das gesetzlich festgelegte 

Alter zum Erreichen der Regelaltersrente vollendet hat, es sei denn, zwischen dem Arbeitgeber und 

dem/der Beschäftigten ist während des Arbeitsverhältnisses vereinbart worden, den Beendigungszeit-

punkt nach § 41 Satz 3 SGB VI hinauszuschieben.  

Darüber hinaus sieht § 33 Abs. 5 TVöD vor, dass mit der/dem Beschäftigten, deren/dessen Arbeitsver-

hältnis nach Absatz 1 Buchst. a geendet hat, die/der jedoch weiterbeschäftigt werden soll, ein neuer 

schriftlicher Arbeitsvertrag abzuschließen ist. Hierbei handelt es sich jedoch nicht um Hinausschieben 

bzw. eine Verlängerung des bestehenden Arbeitsverhältnisses, sondern um einen Neuabschluss eines 

Arbeitsvertrages“ 

2 3 „Zu Frage 3 teile ich Ihnen mit, dass hierzu keine Statistiken im Bundesministerium der Finanzen geführt 

werden, so dass ich diese Fragen nicht beantworten kann. Aus den Erfahrungen heraus kann ich Ihnen 

aber mitteilen, dass ein Hinausschieben des Ruhestandes bzw. Renteneintritts von den Beschäftigten nur 

äußerst selten nachgefragt wird.“ 
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3 

Bundesministerium des In-

nern und für Heimat 

1 „Ein Konzept zur Weiterbeschäftigung über die Regelaltersgrenze hinaus wird nicht verfolgt. Eine Weiter-

beschäftigung über die Regelaltersgrenze hinaus erfolgt nur ausnahmsweise und im Einzelfall im Rahmen 

der geltenden beamten-, tarif- und sozialversicherungsrechtlichen Grenzen.  

Entsprechende Anträge auf Weiterbeschäftigung können jederzeit durch die Beschäftigten an das Perso-

nalreferat gestellt werden.“ 

4 2 „Weiterbeschäftigungen über die Regelaltersgrenze hinaus werden im Einzelfall innerhalb des geltenden 

Rechtsrahmens im dienstlichen Interesse ermöglicht und insofern im jeweiligen Einzelfall begrüßt.“ 

5 3 „Die Weiterbeschäftigung über die Regelaltersgrenze hinaus wird im jeweiligen Einzelfall entschieden. 

Eine Statistik wird nicht geführt. Eine Angabe zu den von Ihnen erfragten Daten ist daher nicht möglich.“ 

6 

Bundesministerium für Wirt-

schaft und Klimaschutz 

1 „Ein Konzept dazu gibt es. Es sieht vor, dass ein persönlicher Antrag gestellt wird. Es wird dann stets eine 

genaue Betrachtung des Einzelfalls vorgenommen.“ 

7 2 „Anträge auf Weiterbeschäftigungen nach Eintritt in der Regelaltersrente werden nicht kritisch gesehen. 

Die Entscheidung zur Weiterbeschäftigung, die meist positiv erfolgt, ergeht nach sachlichen Gesichts-

punkten (z.B. dienstliches Interesse/Notwendigkeit). 

8 3 „Eine Erfassung der Daten dazu findet nicht statt. Es ist jedes Jahr eine einstellige Zahl (1 bis ca. 5) von 

Beschäftigten, die einen solchen Antrag stellt. Davon wiederum werden die weitaus meisten Fälle bewil-

ligt. 

Insgesamt sind es eher sehr wenige Fälle/Anträge“ 

9 

Landkreis Bautzen 

1, 2, 3 „In unserer Behörde ist eher der Trend zu verzeichnen, dass unsere Mitarbeiter vorzeitig in den Ruhestand 

gehen wollen und daher eine Altersteilzeit in Anspruch nehmen oder mittels eines Aufhebungsvertrages 

das Arbeitsverhältnis mit uns vorzeitig beenden. Dafür nehmen sie auch Abschläge bei ihrer Altersrente 

in Kauf. Insbesondere vor dem Hintergrund, dass die Regelaltersgrenze steigt, kann ich mir eine Umkeh-

rung dieses Trends auch nicht vorstellen.“ 

10 Landkreis Leipzig 1 „Es wird immer individuell betrachtet und anhand des bestehenden Bedarfs beurteilt.“ 



XV 

11 2 „Die Weiterbeschäftigungen sind grundsätzlich möglich. Es wird nicht kritisch gesehen. Das Erwünschen 

würde die Entscheidung der Dienststellenleitung voraussetzen. Bis her gibt es dazu keine strategische 

Aussage.“ 

12 3 „Ich kann Ihnen keine korrekten statistischen Angaben für die letzten 5 Jahre machen, da dazu keine 

Statistik geführt wird. 

Tatsächlich handelt es sich vielleicht um 10 Mitarbeiter, die in den letzten 5 Jahren eine Weiterbeschäfti-

gung beantragt haben. Ablehnend geantwortet haben wir meiner Erinnerung nach bei 3 Anfragen. Bei 2 

der 3 Ablehnungen wäre eine Weiterbeschäftigung in anderer als in der gewünschten Tätigkeit möglich 

gewesen. Das wollten die Mitarbeiter nicht.“ 

13 

Landkreis Zwickau 

1 Gibt es in Ihrer Behörde Konzepte, „- ein Konzept zur Weiterbeschäftigung von Beschäftigten über die 

Regelaltersgrenze hinaus gibt es nicht, da der Weiterbeschäftigungswunsch nur sehr vereinzelt an uns 

herangetragen wird, viel häufiger kommt es vor, dass die Beschäftigten vorzeitig in Rente gehen“ um 

Beschäftigte, die die Regelaltersgrenze erreicht haben, auf Wunsch weitergehend zu beschäfti-

gen? „– Auf Wunsch beschäftigten wir über die Regelaltersrente hinaus, dieser Wunsch wird sehr verein-

zelt an uns herangetragen, die Dauer der Weiterbeschäftigung ist dabei meinst auf wenige Monate be-

schränkt“ 

Oder werden solche Verlängerungen der Beschäftigung immer individuell betrachtet und beur-

teilt? „– selbstverständlich müssen die Fälle individuell betrachtet werden, die Weiterbeschäftigungswün-

sche nach Dauer und Umfang sind sehr unterschiedlich, zudem muss stets die haushaltsrechtliche Frage 

der freien Stelle geprüft werden“ 

14 2 „Weiterbeschäftigungsanträge versuchen wir nach Möglichkeit zu realisieren. Schwierig kann allenfalls 

die Befristungsfrage werden, da dafür die arbeitsrechtlichen Regelungen fehlen. Einer unbefristete Wei-

terbeschäftigung wird kritisch gesehen, da dann das Arbeitsverhältnis tatsächlich auf ewig vereinbart wäre 

und mit zunehmendem Alter irgendwann die Frage der tatsächlichen Leistungsfähigkeit im Alter steht. 

Diese ist sicher sehr individuell. Besser ist daher eine Einigung im Zeitpunkt des eigentlichen Rentenein-

tritts, mit der bereits erwähnten arbeitsrechtlichen Befristungsproblematik.“ 

15 3 „Die Anträge langen im niedrigen einstelligen Bereich und betrafen nur wenige Monate. Wir haben es 

immer ermöglicht.“ 
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16 

Stadt Leipzig 

1 „Ad 1. Es existiert hierfür kein Konzept, die wenigen vorliegenden Einzelfälle werden individuell betrachtet. 

Deutlich überwiegender sind im Übrigen keine Anträge auf eine längere Beschäftigung, sondern auf Al-

tersteilzeit entsprechend der tarifvertraglichen Regelungen. Verlängerungsgesuche werden ferner unab-

hängig davon betrachtet, ob es sich bei den betroffenen Bediensteten um Beschäftigte oder Beamte han-

delt, sofern keine Spezialregelung (z. B. § 144 SächsBG) existiert.“ 

17 2 „Ad 2) Die Bearbeitung entsprechender Anträge ist stets eine individuelle Entscheidung. Eine grundsätz-

lich kritische Haltung ist nicht vorhanden. Gerade in Zeiten des Fachkräftemangels stellen ältere Mitarbei-

terinnen und Mitarbeiter eine Kapazität dar. Nicht zuletzt Fairness und Respekt gebieten es, entspre-

chende Anträge – so selten diese sind – individuell und wertschätzend in Kooperation mit dem Fachamt 

zu betrachten.“ 

18 3 „Ad. 3) Hierzu liegen keine systematisch erfassten Daten vor. Ich kann Ihnen aus dem vor mir personal-

seitig verantworteten Bereich – einem Amt mit über 700 Stellen – aber mitteilen, dass in dem von Ihnen 

benannten Zeitraum nur zwei entsprechende Verlängerungen beantragt und genehmigt wurden.“ 

19 

Sächsische Staatskanzlei 

1, 2, 3 „In der SK handelt es sich bislang nur um Einzelfälle. Diese werden dann auch individuell unter Berück-

sichtigung der jeweiligen Rahmenbedingungen geprüft. Insofern gibt es auch keine grundsätzliche Hal-

tung der Personalabteilung dazu. Eine statistische Erfassung dieser Fälle erfolgt nicht.“ 

20 

Sächsisches Staatsministe-

rium der Finanzen 

1 „Im Geschäftsbereich des SMF existiert kein solches Konzept. Die Fälle werden individuell betrachtet und 

beurteilt.“ 

21 2 „Im Geschäftsbereich des SMF sind Weiterbeschäftigungen grundsätzlich erwünscht, sofern im betreffen-

den Bereich Personalgewinnungsschwierigkeiten gesehen werden. Nähere Regelungen zur Umsetzung 

der Weiterbeschäftigungsmöglichkeiten im Sinne einer einheitlichen Handhabung für die Tarifbeschäftig-

ten des Freistaates Sachsen (Musterverträge etc.) hat das Tarifreferat des SMF per Rundschreiben an 

alle obersten Dienstbehörden bekannt gegeben.“ 

22 3 „Im SMF selbst gab es seit 2018 keine derartigen Fälle. Für den nachgeordneten Geschäftsbereich kön-

nen zusammenfassend folgende Zahlen genannt werden:  

Zu a) 30  

Zu b) 25  
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Zu c) 5  

(Berücksichtigt sind Weiterbeschäftigungen nach § 33 Abs. 5 TV-L sowie nach § 41 Satz 3 SGB VI.)“ 

23 

Sächsisches Staatsministe-

rium der Justiz und für De-

mokratie, Europa und Gleich-

stellung 

1 „Für das SMJusDEG gibt es keine generelle Regelung über die Möglichkeiten einer Verlängerung der 

Beschäftigung über die Regelaltersgrenze hinaus. Es wird über jeden Einzelfall unter Berücksichtigung 

der individuellen Umstände entschieden.“ 

24 2 „Wie unter 1) ausgeführt, wird über jeden Einzelfall unter Berücksichtigung der individuellen Umstände 

entschieden. Dies lässt keinen Raum für einen grundsätzlichen Konsens, ob solche Weiterbeschäftigun-

gen erwünscht sind oder eher kritisch gesehen werden.“ 

25 3 „a) 2  

 b) 2  

 c) 0“ 

26 

Sächsisches Staatsministe-

rium für Energie, Klima-

schutz, Umwelt und Land-

wirtschaft 

1 „Nein, es gibt keine entsprechenden Konzepte. Solche Verlängerungen sind Einzelfallentscheidungen 

und in der Regel auch eher selten. Viel häufiger sind Fälle, dass Bedienstete vorzeitig aus dem Dienst 

ausscheiden bzw. mit Abschlägen Altersrente beziehen wollen.“ 

27 2 „Das hängt vom Einzelfall ab. Die Frage einer „flächendeckenden“ Weiterbeschäftigung über die Alters-

grenze hinaus hat sich bislang noch nicht gestellt, da das Interesse bei den betroffenen Personen eher 

sehr gering ist. Mit dem Instrument der Demographiepoolstellen kann im FS Sachsen in bestimmten Fall-

konstellationen der Wissenstransfer zwischen ausscheidender Person und Nachfolgekraft i. Ü. besonders 

gut gewährleistet werden.“ 

28 3 „Es wurden in den vergangenen fünf Jahren 6 Anträge gestellt und positiv entschieden. Diese Beantra-

gungen erfolgten überwiegend von Führungskräften, wo die Nachfolge noch nicht geklärt war. 

 

Die Beantwortung erfolgte für die Bediensteten, welche in Zuständigkeit des SMEKUL sind. Der nachge-

ordnete Bereich wurde in die Befragung nicht einbezogen.“ 

29 Sächsisches Staatsministe-

rium für Kultus 

1 „Im Sächsischen Staatsministerium für Kultus gibt es keine diesbezüglichen Konzepte, Verlängerungen 

von Beschäftigungen werden im Einzelfall geprüft.“ 
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30 2 „Weiterbeschäftigungen über die Regelaltersgrenze hinaus werden im Bedarfsfall individuell anhand der 

dienstlichen Erfordernisse und der Anträge der Bediensteten geprüft.“ 

31 3 „Eine statistische Erfassung solcher Fälle erfolgt nicht.“ 

32 

Sächsisches Staatsministe-

rium für Regionalentwicklung 

1 „Nein. Für unsere Behörde, das Sächsische Staatsministerium für Regionalentwicklung, gelten die ge-

setzlichen Regelungen nach Beamten- bzw. Tarifrecht. 

Entsprechende Konzepte existieren nicht bzw. wurden noch nicht angedacht.“ 

33 2 „Weiterbeschäftigungen werden im Einzelfall entschieden.“ 

34 3 „Das Sächsische Staatsministerium für Regionalentwicklung wurde am 20.12.2019 gegründet. 

Es liegen keine Fälle entsprechend a bis c vor.“ 

35 

Sächsisches Staatsministe-

rium für Soziales und Gesell-

schaftlichen Zusammenhalt 

1 „Es gibt in unserer Behörde keine Konzepte.“ 

36 2 „Es werden stets individuelle Entscheidungen getroffen, die sich nach dem dienstlichen Bedarf richten.“ 

37 3 „a.           5 Fälle 

 b.           4 Fälle 

 c.            1 Fall, weil an einer weiteren Tätigkeit kein Bedarf bestand; Beantragung erfolgte aus rein  

                 persönlichen Gründen“ 

 

38 

Sächsisches Staatsministe-

rium für Wirtschaft, Arbeit 

und Verkehr 

1 „Im SMWA werden solche Verlängerungen immer individuell bewertet und entschieden, ein Konzept gibt 

es nicht.“  

39 2 „Es besteht kein grundsätzlicher Konsens, sondern hängt immer vom Einzelfall ab, also vom konkreten 

Dienstposten und der konkreten Aufgabe. Wenn eine Aufgabe damit beendet werden kann oder ein bes-

serer Wissenstransfer ermöglichst wird, ist eine zeitlich befristete Weiterbeschäftigung eine gute Lösung. 

Sie wird in blick auf den Fachkräftemangel sicher noch mehr an Bedeutung gewinnen.“ 

40 3 „A, b,) 3 Fälle bekannt und genehmigt 

c) 0 abgelehnt.“ 
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41 

Sächsisches Staatsministe-

rium für Wissenschaft, Kultur 

und Tourismus 

1 „Im SMWK gibt es keine Konzepte zur weitergehenden Beschäftigung über die Regelaltersgrenze. Sofern 

eine entsprechende Weiterbeschäftigung angestrebt ist, wird diese individuell bzw. im Einzelfall geprüft 

und vereinbart.“ 

42 2 „Das Personalreferat hat zu Weiterbeschäftigungen über die Regelaltersgrenze hinaus keine grundsätzli-

che befürwortende oder ablehnende Auffassung. Es ist im Einzelfall zu betrachten, ob eine vorgesehene 

Weiterbeschäftigung unter Berücksichtigung der tarifvertraglichen Regelungen sowie der Interessen und 

Pflichten des SMWK als Arbeitgeber möglich ist. Weiterbeschäftigungen wären aus Sicht des Personal-

referates insbesondere zur Sicherstellung der Erfüllung dienstlicher Aufgaben positiv zu bewerten, zum 

Beispiel zur Einarbeitung sowie zum Wissenserhalt für besondere Tätigkeitsfelder oder zum Abschluss 

spezifischer Projekte.“ 

43 3 „Im SMWK sind aus den letzten 5 Jahren keine Fälle nach den Buchstaben a), b) und c) bekannt.“ 

(Beantwortung nur für Tarifangestellte) 

44 

Sächsischer Rechnungshof 

1 Gibt es in Ihrer Behörde Konzepte, um Beschäftigte, die die Regelaltersgrenze erreicht haben, auf 

Wunsch weitergehend zu beschäftigen? „Nein.“  

Oder werden solche Verlängerungen der Beschäftigung immer individuell betrachtet und beur-

teilt? „Ja.“ 

45 2 „Es wird immer eine Einzelfallbetrachtung vorgenommen.“ 

46 3 a) 2 

b) 2 

c) 0 
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Anhang 9: Auszug aus Anlage 5 des Sächsischen Besoldungsgesetzes 
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Gesetz zur Reform des öffentlichen Dienstrechts (Dienstrechtsreformgesetz - DRG) 

Baden-Württemberg vom 9. November 2010 (GBl. S. 793) zuletzt geändert durch Art. 2 

des Gesetzes zur Änderung des Landesbeamtengesetzes und anderer Vorschriften vom 

1. 12. 2015 (GBl. S. 1035). 

Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 

Gliederungsnummer 100-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch 

Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2478) geändert worden ist. 
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Landesbeamtengesetz (LBG) Baden-Württemberg vom 9. November 2010 (Gesetzblatt für 

BW S. 793) zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Dezember 2022 

(Gesetzblatt für BW S. 675). 

Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000 zur Festlegung eines allgemeinen 

Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf (ABl. 

L 303 S. 16). 

Sächsische Haushaltsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. April 2001 

(SächsGVBl. S. 153), die zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Mai 2021 

(SächsGVBl. S. 578) geändert worden ist. 

Sächsisches Beamtengesetz vom 18. Dezember 2013 (SächsGVBl. S. 970, 971), das zuletzt 

durch Artikel 11 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (SächsGVBl. S. 705) geändert 

worden ist. 

Sächsisches Beamtenversorgungsgesetz vom 18. Dezember 2013 (SächsGVBl. S. 970, 

1045), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 9. Februar 2022 (SächsGVBl. 

S. 142) geändert worden ist. 

Sächsisches Besoldungsgesetz vom 18. Dezember 2013 (SächsGVBl. S. 970, 1005), das 

zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (SächsGVBl. S. 705) 

geändert worden ist. 

Sächsisches Personalvertretungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 

29. August 2018 (SächsGVBl. S. 570). 

Soldatengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Mai 2005 (BGBl. I S. 1482), das 

zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 20. August 2021 (BGBl. I S. 3932) geändert 

worden ist. 

Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) vom 13. September 2005, zuletzt geändert 

durch Änderungstarifvertrag Nr. 18 vom 25. Oktober 2020. 

Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-L) vom 12. Oktober 2006 in der 

Fassung des Änderungstarifvertrages Nr. 12 vom 29. November 2021. 

Teilzeit- und Befristungsgesetz vom 21. Dezember 2000 (BGBl. I S. 1966), das zuletzt durch 

Artikel 7 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1174) geändert worden ist. 

Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, Fassung aufgrund des am 

1.12.2009 in Kraft getretenen Vertrages von Lissabon (Konsolidierte Fassung 

bekanntgemacht im ABl. EG Nr. C 115 vom 9.5.2008, S. 47) zuletzt geändert durch die 

Akte über die Bedingungen des Beitritts der Republik Kroatien und die Anpassungen des 

Vertrags über die Europäische Union, des Vertrags über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union und des Vertrags zur Gründung der Europäischen 

Atomgemeinschaft (ABl. EU L 112/21 vom 24.4.2012) mit Wirkung vom 1.7.2013. 
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